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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,

die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1. wie vielen Menschen mit Behinderungen und besonderem Unterstützungs -
bedarf in Baden-Württemberg nach ihrer Kenntnis durch soziale Hilfen und
Dienste eine eigene Häuslichkeit ermöglicht wird;

2. inwiefern ihr bekannt ist, wie viele Menschen mit Behinderungen in Baden-
Württemberg in stationären oder teilstationären Einrichtungen nicht nur vor -
übergehend wohnen und inwieweit diese – unterschieden nach den unter-
schiedlichen Wohnformen – dabei dem in der UN-Konvention über die Rechte
von Menschen mit Behinderungen beschriebenen Normalitätsprinzip nahekom-
men;

3. für wie viele Plätze in den sogenannten Komplexeinrichtungen der Behinder-
tenhilfe in den letzten Jahren nach ihrer Kenntnis ein entsprechender Umbau
(Konversion) erfolgt bzw. bereits konkret geplant ist;

4. welche wesentlichen (Zwischen-)Ergebnisse bei dem am 24. Mai 2012 in Gült-
stein begonnenen Prozess des Sozialministeriums, der Landesarbeitsgemein-
schaft der öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege und des Kommunalver-
bands für Jugend und Soziales Baden-Württemberg zur „Gestaltung inklusiver
Wohn- und Beschäftigungsangebote – Umbau der Strukturen in der Behinder-
tenhilfe unter Berücksichtigung der Konversion von Komplexträgern“ erarbei-
tet worden sind;
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5. inwieweit dabei angrenzende Politikfelder (etwa Wohn- und Städtebau, Bau-
leitplanung, Wirtschaftsförderung und Strukturentwicklung oder Konversion
im ländlichen Raum) als Schnittstellen eingebunden werden und wie dieser
Umbauprozess auch im Zusammenspiel aller beteiligten Ministerien und der
Kommunen weiter gestaltet werden soll;

6. wie dieser Umbau finanziert werden kann und mit welchen Größenordnungen
das Land und die weiteren Förderer bzw. Leistungsträger nach ihrer Kenntnis
mittelfristig bei der Finanzierung planen;

7. inwiefern es dabei möglich erscheint, Förderungen außerhalb der Behinder-
tenhilfe des Landes und der Kommunen (andere Landesmittel, Mittel des
Bun des, der Sozialversicherungen oder der Europäischen Union) einzubinden;

8. in welcher Form Menschen mit Behinderungen, ihre Angehörigen und Selbst-
hilfeverbände in die Verhandlungen und Planungen einbezogen werden;

9. in welchem Zeitraum der Umbauprozess abgeschlossen werden soll und ob
und wenn ja, welche Zwischenschritte eingeplant sind;

10. welche Veränderungen dabei speziell im Hinblick auf inklusive Beschäfti-
gungsformen für Menschen mit Behinderungen angestrebt werden.

21. 03. 2013

Hinderer, Graner, Reusch-Frey, Wahl, Wölfle SPD

B e g r ü n d u n g

Auch Menschen mit schweren und schwersten Behinderungen haben das Recht,
ein selbstbestimmtes Leben zu führen. Dazu gehört, dass ihnen Angebote zum
Wohnen und zur Teilhabe im örtlichen Gemeinwesen eröffnet und ermöglicht
werden. Gegenüber dem Status quo erfordert dies einen Prozess des Umdenkens
und des Umbaus der Behindertenhilfe, die in der Vergangenheit oft in außerört -
lichen Großeinrichtungen angesiedelt war. Nach Schätzungen der Landesregie-
rung (vgl. Drucksache 15/1589) ist in Baden-Württemberg von einer Zahl von
7.500 Plätzen in 20 sogenannten Komplexeinrichtungen auszugehen. Die Umset-
zung der im Jahr 2009 von der Bundesrepublik Deutschland ratifizierten UN-
Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen stellt insbesonde-
re die Träger dieser Einrichtungen vor große konzeptionelle und finanzielle Her-
ausforderungen. Allerdings erfüllen auch viele kleinere Einrichtungen, die eben-
falls Wohn- und Beschäftigungsmöglichkeiten für Menschen mit Behinderungen
anbieten, nicht oder jedenfalls nicht voll das Ziel der Normalität, wie es in der
UN-Konvention beschrieben ist.

Das Land hat die Aufgabe, diesen Prozess zu steuern, das Wunsch- und Wahl-
recht der Betroffenen zu berücksichtigen und dabei die Investitionsförderung für
Einrichtungen der Behindertenhilfe auf die neuen Bedarfe und Möglichkeiten
auszurichten. Ziel dieses Antrags ist es, den aktuellen Sachstand, insbesondere die
anstehenden Herausforderungen und Aufgaben im Hinblick auf diesen Aspekt 
der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention zu erheben. Erhebliche
Weichenstellungen, an denen die Landesregierung beteiligt ist, wurden jüngst
 getroffen und bedürfen der Diskussion auch im Landtag.
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S t e l l u n g n a h m e * )

Mit Schreiben vom 13. Mai 2013 Nr. 32-01415/15/3269 nimmt das Ministerium
für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren im Einvernehmen
mit dem Ministerium für Finanzen und Wirtschaft, dem Ministerium für Länd -
lichen Raum und Verbraucherschutz sowie dem Ministe rium für Verkehr und In-
frastruktur zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1. wie vielen Menschen mit Behinderungen und besonderem Unterstützungs -
bedarf in Baden-Württemberg nach ihrer Kenntnis durch soziale Hilfen und
Dienste eine eigene Häuslichkeit ermöglicht wird;

Aussagen zur Wohnform sind nur für Menschen mit einer wesentlichen Behinde-
rung möglich, die Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem SGB XII erhal-
ten. In der Eingliederungshilfe unterscheidet man leistungsrechtlich meist zwi-
schen dem privaten Wohnen (z. B. beim Wohnen im gemeinsamen Haushalt mit
Angehörigen oder dem selbständigen Wohnen ohne fachliche Unterstützung),
dem ambulanten Wohnen (ambulant betreutes Wohnen in einer Einzelwohnung
oder Wohngemeinschaft, begleitetes Wohnen in Gastfamilien, Familienpflege für
Kinder mit Behinderung) und dem stationären Wohnen (in Wohnheimen, Interna-
ten oder Außenwohngruppen von Wohnheimen).

Nach Mitteilung des Kommunalverbands Jugend und Soziales (KVJS) wohnte
von den insgesamt 61.674 Leistungsempfängern in der Eingliederungshilfe in
 Baden-Württemberg zum Jahresende 2011 die größte Gruppe (27.071 Personen)
„privat“; die zweitgrößte Gruppe (22.926 Personen) stationär, darunter rund 2.500
junge Menschen mit Behinderung in schulischer Ausbildung. 10.706 Personen
lebten in einer ambulanten Wohnform (s. die folgende Grafik 1), davon 9.446 im
„ambulant betreuten Wohnen“, 1.185 im „begleiteten Wohnen in Gastfamilien“
und 75 Kinder mit Behinderung in Pflegefamilien. 

Auch die Menschen mit ambulanter Wohnunterstützung durch die Eingliede-
rungshilfe leben vom rechtlichen Status her in einer „Privatwohnung“, also in der
eigenen Häuslichkeit. Somit ist das Wohnen in einer Privatwohnung mit fast
37.800 Personen (62 Prozent) gegenüber dem stationären Wohnen in einer „Ein-
richtung“ (rund 22.900 Personen) schon jetzt mit Abstand die dominante Wohn-
form.
Aufgrund der Erhebungsmethodik sind in den obigen Zahlen Kinder, die aus -
schließlich Frühförderleistungen erhalten, nicht erfasst. Würden diese Kinder
(laut amtlicher Statistik rund 2.100 zum Jahresende 2011) mitgezählt, wäre der
Anteil des privaten Wohnens noch höher. 

*) Der Überschreitung der Drei-Wochen-Frist wurde zugestimmt.
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Grafik 1: Leistungsempfänger in der Eingliederungshilfe in Baden-Württemberg
zum Stichtag 31. Dezember 2011 nach Wohnform (einschließlich Kin-
der und Jugendliche)

Grafik: KVJS 2012. Datenbasis: Jährliche Erhebung bei den Stadt- und Landkreisen. Nicht
berücksichtigt sind 971 Leistungsempfänger mit Persönlichem Budget.

Berücksichtigt man lediglich die erwachsenen Leistungsempfänger, verschieben
sich die Anteile vom privaten Wohnen in Richtung ambulanter und stationärer
Wohnformen. Allerdings gilt auch für Erwachsene: Durch die wachsende Beliebt-
heit ambulanter Wohnformen reduzierten sich seit 2005 die Anteile stationär
Wohnender zugunsten einer Erhöhung des Anteils der Menschen in ambulanten
Wohnformen (s. Grafik 2). 

Grafik 2: Erwachsene Leistungsempfänger in der Eingliederungshilfe in Baden-
Württemberg nach Wohnformen in Prozent: 2005 bis 2011 (jeweils am
Stichtag 31. Dezember)

Grafik: KVJS 2012. Jährliche Erhebung bei den Stadt- und Landkreisen. N stationär 2011 =
20.097; ambulant = 10.631; privat = 15.280. In den Jahren 2005 und 2006 errechnen sich die
Werte auf der Basis von 42 Kreisen.

Dementsprechend stieg der sogenannte Ambulantisierungsgrad in Baden-Würt-
temberg in den vergangenen Jahren kontinuierlich an (s. die folgende Grafik 3).
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Grafik 3: Anteil der Leistungsempfänger in ambulanten Wohnformen an allen
 erwachsenen Personen mit Leistungen der Eingliederungshilfe für das
Wohnen (ambulant und stationär), in Prozent (Ambulantisierungsgrad):
2005 bis 2011

Grafik: KVJS 2012. Jährliche Erhebung bei den Stadt- und Landkreisen. 
In den Jahren 2005 und 2006 errechnet sich die Ambulantisierungsquote auf der Basis von 
42 Kreisen. 

2. inwiefern ihr bekannt ist, wie viele Menschen mit Behinderungen in Baden-
Württemberg in stationären oder teilstationären Einrichtungen nicht nur vor -
übergehend wohnen und inwieweit diese – unterschieden nach den unterschied -
lichen Wohnformen – dabei dem in der UN-Konvention über die Rechte von
Menschen mit Behinderungen beschriebenen Normalitätsprinzip nahekommen;

Wohnen in stationären und ambulanten Wohnformen kann in der Praxis sehr
 unterschiedlich aussehen: In kleineren und größeren Wohngruppen, in kleineren
Wohnheimen oder Außenwohngruppen in der Gemeinde oder in großen Einrich-
tungen an einem Zentralstandort beim stationären Wohnen oder im Einzel- oder
Paarwohnen in der selbst angemieteten Wohnung, in einer kleineren Wohn -
gemeinschaft oder im Apartmenthaus eines Leistungserbringers im ambulant be-
treuten Wohnen. 

Inwieweit diese – unterschieden nach den unterschiedlichen Wohnformen – dabei
dem in der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen
beschriebenen Normalitätsprinzip nahekommt, hängt einerseits von der jeweili-
gen Betreuungsleistung (stationär/ambulant/privat) ab, andererseits aber auch von
weiter zu fassenden Faktoren, wie z. B. der Anbindung an Angebote außerhalb
der Einrichtung z. B. im Freizeitbereich, die Kontakte zu Angehörigen, Freunden
und Bekannten außerhalb der Einrichtung und den individuellen Ressourcen und
Vorstellungen der Menschen mit Behinderung. Derzeit besteht für die Leistungs-
erbringer keine Verpflichtung ihre Bemühungen zur Umsetzung der UN-Behin-
dertenkonvention öffentlich zu machen.

Dementsprechend kann bei der Vielzahl an Einrichtungen und Trägern sowie
mangels einheitlicher Definition und fehlender landesweiter Datenbasis keine An-
gabe über die Umsetzung der UN-Behindertenkonvention im Bereich der Woh-
nungsangebote gemacht werden.

3. für wie viele Plätze in den sogenannten Komplexeinrichtungen der Behinder-
tenhilfe in den letzten Jahren nach ihrer Kenntnis ein entsprechender Umbau
(Konversion) erfolgt bzw. bereits konkret geplant ist;

Der Begriff „Komplexeinrichtung“ ist nicht eindeutig definiert. Insofern ist es nur
begrenzt möglich, Aussagen zu einem bereits erfolgten oder geplanten „Kon -
versionsprozess“ zu treffen. In der Landtagsanfrage Drucksache 15/1589 vom 
25. April 2012 wurde bereits erörtert, dass eine Angabe der Anzahl der Komplex -

 

 



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 3269

6

einrichtungen und damit auch der Platzzahlen in Baden-Württemberg nur bedingt
möglich ist. Der Initiativkreis der Komplexeinrichtungen in Baden-Württemberg
teilte in seinem Schreiben an das Ministerium für Arbeit und Sozialordnung,
 Familie, Frauen und Senioren vom 15. Juni 2011 mit, dass er eine Bestandserhe-
bung durchgeführt habe. Daran haben sich 17 Leistungserbringer als Träger einer
Komplexeinrichtung mit einem oder mehreren Zentralstandorten beteiligt. Der
 Initiativkreis ging in seiner Bestandserhebung von ca. 7.500 stationären Plätzen
aus, davon sollten 2.000 Plätze bis zum Jahr 2020 dezentralisiert werden. 

Aus Sicht des KVJS sind diese Angaben nicht vollständig. Insgesamt gebe es ca.
20 Komplexeinrichtungen in Baden-Württemberg, die zum Teil an mehreren
Standorten Einrichtungen vorhielten. Hinzu komme eine Vielzahl von großen
 Regional-Einrichtungen, die ebenfalls über 100 stationäre Plätze vorhalten. 

Seit 2006 sind eine Vielzahl von Dezentralisierungsvorhaben zur Schaffung von
wohnortnahen Angeboten für Menschen mit Behinderung mit investiver Förde-
rung des Landes Baden-Württemberg geplant und umgesetzt worden. 

4. welche wesentlichen (Zwischen-)Ergebnisse bei dem am 24. Mai 2012 in Gült-
stein begonnenen Prozess des Sozialministeriums, der Landesarbeitsgemein-
schaft der öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege und des Kommunalver-
bands für Jugend und Soziales Baden-Württemberg zur „Gestaltung inklusiver
Wohn- und Beschäftigungsangebote – Umbau der Strukturen in der Behinder-
tenhilfe unter Berücksichtigung der Konversion von Komplexträgern“ erarbei-
tet worden sind;

Der am 24. Mai 2012 begonnene sogenannte „Gültsteinprozess“ führte bisher zur
Erstellung eines Eckpunktepapiers mit dem Titel „Impulspapier Inklusion“ (siehe
Anlage). Das Impulspapier Inklusion wurde von fünf Arbeitsgruppen unter Betei-
ligung der maßgeblichen Akteure der Behindertenhilfe erarbeitet. Neben Vertre-
tungen der Betroffenen und Angehörigen entsendeten der Landkreistag, der Städte -
tag, die Liga der freien Wohlfahrtspflege, der Initiativkreis der Komplexträger,
die regionalen Träger sowie der KVJS Vertretungen in die Arbeitsgruppen. Das
Sozialministerium hatte die Rolle der moderierenden Begleitung inne. Die Ar-
beitsgruppen arbeiteten zu folgenden Fragestellungen:

• Inklusion als Leitidee – Was erwarten wir von Inklusion und wie kann die
 Öffentlichkeit mitgenommen werden? 

• Wirtschaftliche Aspekte – Wie kann der Umbau realistisch umgesetzt werden?

• Sozialraumorientierte örtliche Teilhabeplanung – Was brauchen wir und wie
arbeiten wir vor Ort zusammen? 

• Förderimpulse – Wie kann der soziale Lebensraum gefördert und wie müssen
Förderrichtlinien gestaltet werden? 

• Berufe in der Behindertenhilfe – Wie sieht die Personalgewinnung und -ent-
wicklung im Veränderungsprozess aus? 

Die Ergebnisse der Arbeitsgruppenarbeit wurden von der Landesarbeitsgemein-
schaft der öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege zusammengefasst und ver -
öffentlicht.

Das Impulspapier Inklusion enthält eine Vielzahl von Maßnahmenvorschlägen
zur Weiterentwicklung der Behindertenhilfe hin zu inklusiven Wohn- und Be-
schäftigungsangeboten, wobei der Schwerpunkt der Vorschläge den Bereich des
Wohnens betrifft.

Die Vorschläge richten sich an alle Akteure, die vom Bereich der Behinderten -
hilfe tangiert sind:

So sollen zum Beispiel die Städte und Landkreise als Leistungsträger der Einglie-
derungshilfe im Rahmen der Leistungsgewährung partizipative, personenzentrier-
te und landesweit einheitliche Bedarfsfeststellungsverfahren entwickeln. Die
 Sozialplanung soll sozialraumorientiert, transparent mit Beteiligung der Men-
schen mit Behinderung durchgeführt werden. Es sollen Anlauf- und Begegnungs-
stätten für Menschen mit und ohne Behinderung geschaffen und bereits bestehen-
de inklusiv ausgerichtet werden. Ein flächendeckendes Netz kommunaler Sozial-
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beratungen mit inklusiver Ausrichtung wird ebenso gefordert wie barrierefreier
Zugang zu allen Freizeit-, Kultur- und Bildungsangeboten.

Die Verbände der freien Wohlfahrtspflege sollen insbesondere durch Maßnahmen
der Öffentlichkeitarbeit für Inklusion und Berufe in der Behindertenhilfe werben
sowie entsprechende Aus- und Fortbildungsprogramme entwickeln. Sie sind das
Dach für eine Vielzahl von kleinen und großen, regional und überregional aus -
gerichteten Leistungserbringern und sollen auf eine möglichst weitgehende Um-
setzung der UN-Behindertenrechtskonvention sowohl bei Planung neuer Angebo-
te, wie auch beim Umbau bestehender Angebote hinwirken. Insoweit könnten hier
unter Umständen Maßnahmen der Qualitätssicherung eingeführt werden.

Die Einrichtungen der Behindertenhilfe sollen ihre Arbeitsweise sozialraumorien-
tiert gestalten. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sollen durch Maßnahmen der
Personalentwicklung, Aus- und Fortbildung an die Anforderungen durch die In-
klusion herangeführt werden. Für neue Wohnangebote wird ein Inklusionskon-
zept eingefordert, insbesondere die großen Behinderteneinrichtungen sollen für
ihre zentralen Standorte ebenfalls Konzepte entwickeln, wie Inklusion in die
Standorte geholt werden kann.

Das Land und insbesondere das für die Behindertenhilfe verantwortliche Sozial-
ministerium sollen durch Novellierung der Richtlinie für Investitionen in der Be-
hindertenhilfe die Voraussetzung schaffen, verstärkt gemeindeorientierte, inklu -
sive Wohnangebote zu fördern. Im Rahmen des Wunsch- und Wahlrechts der Be-
troffenen wurde aber auch der Bestand der großen Einrichtungen nicht als solcher
in Frage gestellt, sondern Investitionen an eine inklusive Ausrichtung gebunden.
Die Anregungen der Arbeitsgruppen wurden im Entwurf der neuen Investitions-
richtlinie aufgegriffen. Mit einem Inkrafttreten ist im zweiten Quartal 2013 zu
rechnen. Weiterhin wurde die Erhöhung der Investitionsmittel des Landes gefor-
dert (siehe Frage 6). 

Auf Landes- wie auf kommunaler Ebene sollen bestehende Ressourcen und Netz-
werke genutzt werden, um in einem breit angelegten gesellschaftlichen Dialog
 einen grundlegenden gesellschaftlichen Einstellungs- und Bewusstseinswandel
herbeizuführen. Öffentlich wirksame landesweite Aktionen im Sinne einer ziel -
gerichteten Öffentlichkeitsarbeit des Landes seien hierfür notwendig. 

Der Umbauprozess ist nicht nur Aufgabe des Sozialministeriums, er bedarf auch
der Unterstützung der gesamten Landesregierung insbesondere des Ministeriums
für Wirtschaft und Finanzen, des Ministeriums für den Ländlichen Raum und
Verbraucherschutz sowie des Ministeriums für Verkehr und Infrastruktur (siehe
auch Frage 5).

Insgesamt stellt das Impulspapier heraus, dass nur im Zusammenspiel der Akteure
der Behindertenhilfe und unter Beteiligung der Betroffenen und ihrer Angehöri-
gen eine sinnvolle Weiterentwicklung der Angebote möglich ist. Dabei muss
 jeder Akteur, die für ihn anfallenden Aufgaben ernst nehmen.

5. inwieweit dabei angrenzende Politikfelder (etwa Wohn- und Städtebau, Bau-
leitplanung, Wirtschaftsförderung und Strukturentwicklung oder Konversion
im ländlichen Raum) als Schnittstellen eingebunden werden und wie dieser
Umbauprozess auch im Zusammenspiel aller beteiligten Ministerien und der
Kommunen weiter gestaltet werden soll;

Während der Arbeitsgruppenphase und auch im Impulspapier Inklusion wurde
darauf hingewiesen, dass nicht orginär mit der Behindertenhilfe in Verbindung
gebrachte Themenfelder Bedeutung für die Weiterentwicklung der Angebote
 haben. Der Ausbau von inklusiven Wohnangeboten ist auch davon abhängig, dass
ausreichend barrierefreier bezahlbarer Wohnraum in den Gemeinden zu Verfü-
gung steht. 

Die Dezentralisierung an den zentralen Standorten der großen Behindertenein-
richtungen wird mittelfristig zur Folge haben, dass die dort von den Einrichtungen
bereitgestellte Infrastruktur (Straßen, Kanalisation, etc.) nicht mehr wirtschaftlich
betrieben werden kann. Die Umgestaltung der zentralen Standorte z. B. durch
 Zuzug von Menschen ohne Behinderung oder Ansiedlung von Gewerbe steht teil-
weise im Widerspruch zum Status der Gelände als Sondergebiete. Der Sonder -
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gebietsstatus geht zum Teil auf königliche Erlässe zurück und hat dazu geführt,
dass nunmehr Probleme bei der Anwendung von Regelungen des kommunalen
und regionalen Bau- und Planungsrechts entstehen.

Um allgemein förderliche Rahmenbedingungen für die Inklusion zu schaffen und
die besonderen Fragestellungen der großen Behinderteneinrichtungen beantwor-
ten zu können, hat das Sozialministerium am 7. März 2013 zu einem ersten inter-
ministeriellen Gespräch eingeladen. Neben dem Sozialministerium nahmen das
Ministerium für Finanzen und Wirtschaft, das Ministerium für Ländlichen Raum
und Verbraucherschutz, das Ministerium für Verkehr und Infrastruktur sowie das
Staatsministerium teil. Weitere Treffen zu Erarbeitung von Unterstützungsmög-
lichkeiten wurden ver einbart. 

Im Übrigen weist das Ministerium für Verkehr und Infrastruktur darauf hin, dass
das geltende qualitative Anforderungsniveau hinsichtlich der Barrierefreiheit in
Baden-Württemberg höher als in allen anderen Ländern liegt, insofern als hier
Barrierefreiheit in öffentlich zugänglichen Gebäuden nicht nur für die Besucher-
bereiche, sondern auch für die Gesamtfläche dieser Gebäude gefordert ist. So
können auch Beschäftigte mit Mobilitätseinschränkungen diese Gebäude barriere-
frei nutzen.

6. wie dieser Umbau finanziert werden kann und mit welchen Größenordnungen
das Land und die weiteren Förderer bzw. Leistungsträger nach ihrer Kenntnis
mittelfristig bei der Finanzierung planen;

Eine der zentralen Aufgabenstellungen der Arbeitsgruppen bei der Erstellung des
Impulspapiers Inklusion war die Ausleuchtung der wirtschaftlichen Fragen bei
der Weiterentwicklung der Behindertenhilfe. Wie bei allen Arbeitsgruppen nahm
auch bei der Entwicklung von Finanzierungsprognosen das Sozialministerium
 eine moderierende Rolle ein. In der Kürze der Zeit (drei Arbeitsgruppensitzungen
vom 9. Juli 2012 bis 28. September 2012) war keine genaue Berechnung möglich.
Es handelt sich bei den Berechnungen ausschließlich um Kostenschätzungen.

Die Berechnungen gehen davon aus, dass alle Wohn- und Arbeitsangebote in den
nächsten 30 Jahren zu sanieren oder zu erneuern seien. Dabei wird von 23.000
Wohnplätzen und 36.100 Plätzen der Tagesstruktur ausgegangen. Für jeden Platz
werden Investitionskosten festgelegt. Bereits bei diesen Grundannahmen weist
die Berechnung eine Vielzahl von Fußnoten auf, die mögliche Abweichungen
darstellen. Auch die besonderen Kosten, die durch Verkleinerung der zentralen
Standorte der großen Behinderteneinrichtungen anfallen können, wurden nicht
mit berücksichtigt. Es handelt sich somit um eine pauschale Berechnung für die
Kosten für Investitionen in der Behindertenhilfe, die für eine Kompletterneuerung
in den nächsten 30 Jahren geschätzt erforderlich sind.

Die Arbeitsgruppe kam in ihrer Berechnung zu dem Ergebnis, dass in den nächs -
ten 10 Jahren jeweils 110 Mio. Euro an Investitionen nötig sein werden, um den
Umbauprozess zu ermöglichen. Bei einer Förderquote von 40 Prozent entspräche
dies einem jährlichen Fördervolumen von 44 Mio. Euro. Derzeit werden 22 Mio.
Euro an Fördermitteln bereitgestellt.

Kurz vor der Veröffentlichung der Berechnungen des Impulspapiers Inklusion
wurde von der Liga der freien Wohlfahrtspflege unter dem Titel „10-Jahres-Pro-
gramm zur Weiterentwicklung gemeindeintegrierter Wohn- und Beschäftigungs-
formen in Baden-Württemberg“ ein Förderkonzept mit folgenden Elementen vor-
gestellt:

• Fördermittel für Investitionen in Behinderteneinrichtung: 30 Mio. Euro

• Landeswohnraumförderungsprogramm: 15 Mio. Euro

• Programm Konversion: 5 Mio. Euro

• Programm der Baden-Württemberg Stiftung zur Förderung innovativer Unter-
stützungs- und Vernetzungskonzepte: 5 Mio. Euro

• Weitere Programme wie EFRE (Europäischer Fonds für regionale Entwick-
lung), Städtebauförderungsprogramm, ELR (Entwicklungsprogramm Länd -
licher Raum)
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Hier werden zwar die Fördermittel für Investitionen niedriger angesetzt als beim
Impulspapier Inklusion, aber dafür werden zusätzliche Mittel für die Schaffung
von barrierefreiem Wohnraum, die Konversion der großen Behinderteneinrich-
tungen und Unterstützungs- und Vernetzungskonzepte gefordert. Ob tatsächlich
jährliche Zuschüsse für die Konversion der großen Einrichtungen benötigt wer-
den, ist fraglich. Dass ein Mangel an barrierefreiem, bezahlbarem Wohnraum
 besteht, ist unstreitig. Aber welche Auswirkung eine starke Förderung des barriere-
freien Wohnungsbaus im Hinblick auf die weiter benötigten Investitionsmittel für
die Behinderteneinrichtungen hat, ist schwer zu prognostizieren.

Es ist zudem anzumerken, dass im Rahmen der bisherigen Investitionsförderung
des Landes in den vergangenen Jahren diverse Projekte der großen Behinder-
teneinrichtungen zur Dezentralisierung gefördert wurden und es dabei in der
 Regel zu keinem nennenswerten Antragsstau gekommen ist.

7. inwiefern es dabei möglich erscheint, Förderungen außerhalb der Behinder-
tenhilfe des Landes und der Kommunen (andere Landesmittel, Mittel des Bun-
des, der Sozialversicherungen oder der Europäischen Union) einzubinden;

Förderungsmöglichkeiten des Landes außerhalb der Behindertenhilfe könnten
möglicherweise in der Landeswohnraumförderung, der Städtebauförderung oder
im Entwicklungsprogramm für den Ländlichen Raum liegen.

Aus Sicht des Ministeriums für Finanzen und Wirtschaft (MFW) existiert mit der
Investitionsförderung in der Behindertenhilfe eine explizite Fachförderung. Somit
scheide die Städtebauförderung als Förderprogramm für die Umwandlung von
Komplexeinrichtungen aus. Die Städtebauförderung des Landes richte sich an die
Kommunen des Landes bei der Beseitigung städtebaulicher Missstände und errei-
che nicht die sozialen Träger bei der Wahrnehmung der dortigen Aufgaben. Das
MFW hält es für sinnvoll, dass im Sozialministerium ein eigenes Fachförder -
programm aufgelegt wird, um die sozialen Träger bei der Verwirklichung der
 Inklusion zu unterstützen. 

Entsprechendes gelte für die Wohnraumförderung des Landes. 

Zudem können aus Sicht des MFW über die im aktuellen Staatshaushaltsplan
2013/2014 veranschlagten Mittel hinaus vor dem Hintergrund der aktuellen Haus-
haltslage, dem hohen Konsolidierungsbedarf und der verfassungsrechtlichen
Schuldenbremse derzeit keine zusätzlichen Mittel in Aussicht gestellt werden. Ob
durch Umschichtungen Mittel für den Umbauprozess gewonnen werden können,
sei im Rahmen künftiger Planfeststellungen zu entscheiden.

Das Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz (MLR) sieht im
Entwicklungsprogramm Ländlicher Raum (ELR) eine Unterstützungsmöglichkeit
des Landes für die Strukturentwicklung ländlich geprägter Orte. Ziel des ELR ist
es, die Lebens- und Arbeitsbedingungen der örtlichen Bevölkerung insgesamt
durch strukturverbessernde Maßnahmen zu erhalten und fortzuentwickeln. Das
Förderspektrum in den Förderschwerpunkten Arbeiten, Wohnen, Grundversor-
gung und Gemeinschaftsleben ist sehr breit und trägt dem umfassenden Struktur-
verbesserungsansatz Rechnung. Es besteht daher kein abschließender Katalog von
Fördertatbeständen.

Weiterhin weist das MLR auf bei ihm ressortierte EU-Programme hin: Das EU-
Programm LEADER ist ein Förderinstrument, um gebietsbezogene Entwicklungs -
strategien der lokalen Aktionsgebiete umzusetzen. LEADER soll den Akteuren
des ländlichen Raumes Impulse geben, um ihre Region weiterzuentwickeln. Um
diesen Auftrag erfüllen zu können, bedarf es geeigneter Maßnahmen, um die Be-
teiligung von Gruppen zu ermöglichen, die wegen ihres Alters, eventueller Behin-
derungen oder anderer Persönlichkeitsmerkmale ein Handicap besitzen und da -
durch Einschränkungen unterliegen. LEADER hat sich bereits als Förderinstru-
ment für diese Aufgaben bewährt. Zahlreiche Vorhaben zur Barrierefreiheit wurden
in dem Programm bereits angestoßen. Das Land hat sich vor dem Hintergrund der
besonderen Bedeutung dieses zukunftsweisenden Themas bereit erklärt, im Rah-
men von LEADER kommunale Projekte neben dem EU-Zuschuss zusätzlich aus
Mitteln des Entwicklungsprogramms Ländlicher Raum (ELR) zu unterstützen, wenn
die Vorhaben darauf abzielen, die Barrierefreiheit im ländlichen Raum nach haltig
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auszubauen. Kommunale Vorhaben zur Barrierefreiheit können damit in LEA-
DER mit bis zu 75 Prozent der Nettokosten gefördert werden. Die Entscheidung
über die Förderung trifft in LEADER die jeweilige LEADER-Aktionsgruppe.

Das Programm des Landes für die Förderperiode 2014 bis 2020 im Rahmen des
EU-Ziels „Investitionen in Wachstum und Beschäftigung“, das durch den Euro -
päischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) unterstützt wird, konzentriert
sich auf die Schwerpunkte Innovation und Energiewende. Dabei wird das Quer-
schnittsziel „Förderung der Gleichstellung von Männern und Frauen und Nicht-
diskriminierung“ berücksichtigt.

8. in welcher Form Menschen mit Behinderungen, ihre Angehörigen und Selbst-
hilfeverbände in die Verhandlungen und Planungen einbezogen werden;

Sowohl bei der Auftaktveranstaltung in Herrenberg-Gültstein als auch bei der
 Arbeit in den Arbeitsgruppen waren Menschen mit Behinderung und deren An-
gehörige eingeladen und an der Erarbeitung der Ergebnisse beteiligt. Für eine
Fachtagung im Juli diesen Jahres zu den Ergebnissen des Impulspapiers Inklusion
sind Menschen mit Behinderung und deren Verbände angefragt sich einzubrin-
gen. Auch im weiteren Prozess werden Menschen mit Behinderung einzubinden
sein.

9. in welchem Zeitraum der Umbauprozess abgeschlossen werden soll und ob und
wenn ja, welche Zwischenschritte eingeplant sind;

Der Umbau der Behindertenhilfe in Baden-Württemberg ist ein sehr umfassender
Prozess, der eine Vielzahl von Anpassungen und Änderungen mit sich bringen
wird. Über viele Jahrzehnte gewachsene Strukturen, die auch von einem Teil der
Menschen mit Behinderung und deren Angehörigen sehr geschätzt wird, können
nicht von heute auf morgen auf inklusive Angebote umgestellt werden. Erste
Schritte durch die Novellierung der Investitionsrichtlinie und interministerielle
Gespräche sind bereits gemacht. Die Berechnungen der Arbeitsgruppe zur wirt-
schaftlichen Bewertung des Umbaus weisen einen Zeitrahmen von 30 Jahren für
die komplette Erneuerung aus. Erste Überlegungen im Sozialministerium sehen
einen ähnlichen Zeitbedarf allerdings mit entsprechenden Zwischenschritten, die
es gemeinsam mit den Beteiligten zu definieren gilt. Hierzu soll als nächster
Schritt eine Fachtagung am 15. Juli 2013 mit dem Titel „Impulse – inklusiv woh-
nen und arbeiten“ durchgeführt werden. Dort sollen die wesentlichen Ergebnisse
des Impulspapiers Inklusion mit vielen Betroffenen, Fachöffentlichkeit und den
politisch Verantwortlichen diskutiert werden.

10. welche Veränderungen dabei speziell im Hinblick auf inklusive Beschäfti-
gungsformen für Menschen mit Behinderungen angestrebt werden.

Artikel 27 der UN-Behindertenrechtskonvention statuiert für Menschen mit Be-
hinderungen das Recht auf die Möglichkeit, ihren Lebensunterhalt durch Arbeit
zu verdienen, der in einem offenen, integrativen und für sie zugänglichen Arbeits-
markt und Arbeitsumfeld frei gewählt und angenommen werden kann. Zur Errei-
chung inklusiver Arbeitsverhältnisse sind besondere Ansätze notwendig, die den
betroffenen Menschen mit Behinderungen und insbesondere den Arbeitgebern
 einen verlässlichen (Förder-)Rahmen geben. Für Menschen mit Behinderungen,
die bisher auf das Angebot einer Werkstatt für Menschen mit Behinderungen an-
gewiesen sind, müssen auch durch eine Weiterentwicklung der gesetzlichen Leis -
tungen zur Teilhabe am Arbeitsleben individuelle Möglichkeiten und Wege zu
 einer Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt eröffnet werden. Die Lan-
desregierung unterstützt daher den auf Bundesebene begonnenen Prozess, die
Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen zu einer zeitgemäßen und
zukunftsorientierten Hilfe weiterzuentwickeln, die den behinderten Menschen
und seine Bedürfnisse im Sinne einer personenorientierten Hilfe in den Mittel-
punkt stellt. Ziel dieser Reform ist es, nicht nur die Rechte und Selbstbestim-
mungsmöglichkeiten der Menschen mit Behinderung zu stärken, sondern auch
 einen wesentlichen Schritt zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention
und des Inklusionsgedankens zu gehen. 
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Aktion 1000, Aktion 1000plus und „Initiative Inklusion“

In Baden-Württemberg werden seit dem Jahr 2005 mit der Aktion 1000 und der
Aktion 1000plus (als Verlängerung der Aktion 1000) besondere Wege zur För -
derung des Übergangs wesentlich behinderter Menschen auf den allgemeinen
 Arbeitsmarkt beschritten. 

Ziel der Aktion 1000 war die nachhaltige Verbesserung der schulischen und be-
ruflichen Bildung, sowie die zielgerichtete Vorbereitung auf eine Tätigkeit am
allgemeinen Arbeitsmarkt für wesentlich behinderte Absolventinnen und Absol-
venten der Sonderschulen für geistig behinderte Menschen und Übergänge aus
den Werkstätten für behinderte Menschen. Vom 1. Januar 2005 bis zum 31. De-
zember 2009 sollten insgesamt 1.000 Arbeitsverhältnisse auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt begründet werden. 

Dieses Ziel wurde übertroffen. Bis zum 31. Dezember 2012 konnten insgesamt
2.451 sozialversicherungspflichtige Arbeitsverhältnisse für die Zielgruppe erreicht
werden, wobei die ermittelte Nachhaltigkeitsquote bei mehr als 85 Prozent lag.

Für den Erfolg der Aktion 1000 waren folgende Verabredungen und Faktoren
ausschlaggebend:

• Vernetzung auf Landesebene 

Die enge und verbindliche Zusammenarbeit der für eine erfolgreiche Einglie-
derung erforderlichen Beteiligten ist Kernstück und zugleich ein wesentlicher
Erfolgsfaktor der Aktion 1000 (plus). Die Vernetzung auf Landesebene erfolg-
te durch Gründung des Teilhabeausschusses Baden-Württemberg sowie dessen
Arbeitsausschüsse „Schulen“, „Werkstatt für behinderte Menschen“ und
„Übergänge“. Der Teilhabeausschuss bündelt die fachlichen Entwicklungen
und erarbeitet Entscheidungsvorschläge für die jeweiligen Leistungsträger
bzw. stimmt diese ab. Verabredete Abläufe und Förderinstrumente wurden mit
den „Gemeinsamen Grundlagen“ für alle Beteiligten verbindlich festgehalten. 

• Regionale Berufswege- und Netzwerkkonferenzen

Die Netzwerkkonferenzen wurden gemeinsam mit den Stadt- und Landkreisen
eingeführt und bilden den Rahmen, in dem alle regionalen Institutionen und
Akteure des Arbeitsmarktes vertreten sind, die zur Inklusion beitragen können.
Ziel ist es, in gemeinsamer Verantwortung verbindliche Verfahrens- und Ko-
operationsabsprachen zu treffen und deren Wirksamkeit zu überwachen. Die
Berufswegekonferenzen dienen der Unterstützung des Einzelfalles und werden
von den Schulen für (geistig) behinderte Menschen inzwischen als Regel -
bestandteil der individuellen Berufswegeplanung in Kooperation mit den Inte-
grationsfachdiensten und den Beteiligten (Schülerin/Schüler; Vertretungsbe-
rechtigten, Berufsberatung, Eingliederungshilfeträger etc.) durchgeführt. Dabei
werden auf der Basis einer Kompetenzanalyse die Entscheidungen zur Teil -
habe am Arbeitsleben geplant, vorbereitet, begleitet und ausgewertet. 

• Schwerpunktsetzung für Integrationsfachdienste

Die Integrationsfachdienste in Baden-Württemberg wurden konsequent ver-
pflichtet, sich verstärkt der Menschen anzunehmen, die von der Sonderschule
abgehen oder aus einer Werkstatt übergehen. 

• Entwicklung und Erprobung neuer Ansätze zur schulischen und beruflichen
Bildung, Vorbereitung und Vermittlung (BVE; KoBV)

Als besonders übergangsfördernd hat sich die Etablierung eines systematischen
Unterstützungsprozesses erwiesen, bei dem die Entwicklung/Förderung trag-
fähiger Kompetenzen der Menschen mit wesentlichen Behinderungen im
 Mittelpunkt steht. Hierzu wurden mit der „Berufsvorbereitenden Einrichtung“
(BVE) und der „Kooperativen Beruflichen Bildung und Vorbereitung auf den
allgemeinen Arbeitsmarkt“ (KoBV) spezielle Angebote zur schulischen und
beruflichen Vorbereitung entwickelt und miteinander verzahnt. Die in der
 Regel zweijährige Berufsvorbereitende Einrichtung (BVE) ist ein schulisches
Gemeinschaftsangebot von Sonderschulen (Förderschulen) und beruflichen
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Schulen. Bereits in der schulischen Vorbereitungsphase erfolgt eine berufliche
Orientierung unter Nutzung von Praktika. Es werden sowohl die Selbständig-
keit und Eigenverantwortung der Jugendlichen gefördert als auch arbeitsmarkt -
relevante Fähigkeiten erprobt und vertieft. Die Kooperative Berufliche Bildung
und Vorbereitung auf den allgemeinen Arbeitsmarkt (KoBV) ermöglicht im
Anschluss daran die intensive Vorbereitung auf ein Arbeitsverhältnis. Sie ist
ein gemeinsames Angebot (Komplexleistung) der Kultusverwaltung, der Ar-
beitsverwaltung und des Integrationsamtes beim KVJS. 

KoBV bündelt bisher getrennte und nacheinander ablaufende Angebote der
schulischen und beruflichen Bildung von Arbeitsagentur, Integrationsfach-
dienst, Schule und Werkstatt für behinderte Menschen (WfbM). Die ehemali-
gen Schülerinnen und Schüler trainieren an drei Tagen in der Woche die beruf-
lichen Anforderungen in einem Praktikumsbetrieb. Die berufsschulische Bil-
dung erfolgt an einer Berufsschule auf der Basis eines extra für die KoBV ent-
wickelten modularen Lehrplans. Kernelemente sind: 

– kontinuierliche Unterstützung durch die IFD (Integrationsamt) 

– Jobcoaching im Betrieb (Arbeitsagentur) 

– sonderpädagogisch ausgerichteter Berufsschulunterricht (Kultusverwaltung)

– Die Betreuung der behinderten Menschen erfolgt durch ein Unterstützer-
team aus Berufsschule, IFD und Jobcoach. 

– Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer an KoBV sind für die Dauer der Maß-
nahme auszubildende „Rehabilitanden“ und unterliegen der Berufsschul-
pflicht. Sie erhalten Ausbildungsgeld und sind sozialversichert. 

• Spezielle finanzielle Förderung

Um den Zugang zur Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu ver-
bessern, wurde das speziell auf diese Zielgruppe ausgerichtete Förderpro-
gramm „Aktion Arbeit für schwerbehinderte Menschen“ entwickelt, das zeit-
weise auch aus Mitteln des Förderprogramms „Job 4000“ des Bundes kofinan-
ziert wurde. Nach Auslaufen dieser Förderung ist zum 1. Juni 2012 das Förder-
programm „Arbeit Inklusiv“ in Kraft getreten. Es ergänzt die Förderleistungen
der vorrangigen Leistungsträger durch bis zu drei Inklusionsprämien und er-
möglicht Planungs- und Finanzierungssicherheit für die Arbeitgeber durch
 Förderzusagen bis zu fünf Jahren im Voraus. 

Darüber hinaus gewähren fast alle Träger der Eingliederungshilfe zur Stabili-
sierung von Beschäftigungsverhältnissen „ergänzende Lohnkostenzuschüsse
aus Mitteln der Eingliederungshilfe (eLKZ/EH)“. Um eine Förderung der Ar-
beitgeber aus einer Hand zu gewährleisten, erfolgt die Abwicklung der Förde-
rung durch das Integrationsamt beim KVJS.
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Umsetzung der „Initiative Inklusion“ der Bundesregierung in Baden-Württem-
berg

Um die Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben zu verbessern,
hat das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung die „Initiative Inklu -
sion“ beschlossen. Sie ist Teil des Nationalen Aktionsplanes der Bundesregierung
zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention. Schwerpunkte der Initia -
tive sind:

– Aufbau und Weiterentwicklung von Strukturen und Maßnahmen zur verbesser-
ten Berufsorientierung für schwerbehinderte Schülerinnen und Schüler mit son-
derpädagogischem Förderbedarf

– Schaffung neuer Ausbildungsplätze für schwerbehinderte junge Menschen in
Betrieben und Dienststellen des allgemeinen Arbeitsmarktes

– Schaffung neuer Arbeitsplätze für arbeitslose/arbeitsuchende schwerbehinderte
Menschen, die das 50. Lebensjahr vollendet haben

– Implementierung von Inklusionskompetenz bei Kammern.

Zur Umsetzung des Handlungsfeldes 1 (Berufsorientierung) sind die aus der Ak -
tion 1000plus gewonnenen Erfahrungen handlungsleitend. Die in diesem Kontext
für wesentlich behinderte Menschen entwickelten und bewährten Strukturen und
Maßnahmen zur vertieften Berufsorientierung (Kompetenzanalyse, Netzwerkkon-
ferenzen, Berufswegekonferenzen, Teilhabeplan) sollen auch auf andere schwer-
behinderte junge Menschen mit sonderpädagogischem Förderbedarf ausgedehnt
werden, indem an je drei Förderschulen für seh-, hör-/sprach- sowie körperbehin-
derte Menschen entsprechende Angebote etabliert werden. Für junge Menschen
mit Epilepsie werden zudem eine Schule für Menschen mit Anfallsleiden (Kehl-
Kork) sowie die Region um den Arbeitsagenturbezirk Waiblingen einbezogen.
Für junge Menschen mit Autismus werden in den Arbeitsagenturbezirken Karls-
ruhe, Heilbronn, Lörrach und Ravensburg entsprechende Fachteams aufgebaut.
Bis zum Ende des Schuljahres 2012/2013 sollen für sämtliche Gruppen behinder-
ter Menschen spezifische Kompetenzanalysen und Formen der Berufswegepla-
nung entwickelt und flächendeckend zur Verfügung gestellt werden. Mit Beginn
des Schuljahres 2013/2014 sollen grundsätzlich sämtliche Schülerinnen und
Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf in den Prozess der vertieften
 Berufsorientierung einbezogen werden können. Die durchgehende fachdienstliche
Unterstützung wird auch hier durch die Integrationsfachdienste sichergestellt. 

Für schwerbehinderte Schülerinnen und Schüler, die für eine betriebliche Ausbil-
dung in Frage kommen, sollen im Rahmen des Handlungsfeldes 2 der „Initiative
Inklusion“ gezielt Ausbildungsplätze erschlossen werden. Arbeitgeber können für
jeden neuen Ausbildungsplatz, den sie für schwerbehinderte Jugendliche schaf-
fen, im Einzelfall bis zu 10.000 Euro erhalten. Die Förderung zielt darauf ab, dass
die mit einer betrieblichen Berufsausbildung verbundenen überdurchschnittlichen
Belastungen der Arbeitgeber, die insbesondere durch die Sicherstellung der not-
wendigen innerbetrieblichen Betreuung durch Anleitungskräfte des Ausbildungs-
betriebes entstehen, soweit als möglich ausgeglichen werden. Des Weiteren kön-
nen auch Maßnahmen der Heranführung an eine berufliche Ausbildung in Betrie-
ben und Dienststellen am allgemeinen Arbeitsmarkt gefördert werden. Die Agen-
turen für Arbeit unterstützen die Umsetzung im Rahmen der Ausbildungsvermitt-
lung und mit den Förderleistungen an Auszubildende und an Ausbildungsbetrie-
be. Die im Einzelfall erforderlichen Kammerregelungen sowie der behinderungs-
bedingte Anpassungsbedarf der jeweiligen Ausbildungsregelung werden im Rah-
men der Berufswegeplanung frühzeitig von den Agenturen für Arbeit mit den vor
Ort zuständigen Stellen geklärt. Die beruflichen Schulen unterstützen die Jugend-
lichen in dem Ziel, einen Ausbildungsabschluss zu erlangen. Sie stellen soweit als
möglich den berufsschulischen Unterricht vor Ort sicher. 
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Bisherige Ergebnisse der Initiative Inklusion in Baden-Württemberg

Bis zum 31. Dezember 2012 konnten bereits mehr als 800 Schülerinnen und
Schüler in einen, bis zu drei Jahre dauernden Prozess zur beruflichen Orientierung
unterstützt werden. Bis zum 30. Juni 2012 konnten für die ersten Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer aus dem Handlungsfeld 1 bereits 51 sozialversicherungs-
pflichtige Arbeitsverhältnisse erreicht werden. Bis zum 31. Dezember 2012 konn-
ten im Rahmen des Handlungsfeldes 2 12 inklusive Ausbildungsverhältnisse ge-
fördert werden. 

Der Erfolg der Aktion 1000plus und der Initiative Inklusion legen nahe, dass die
frühzeitige und vor allem gemeinsame Weichenstellung der notwendigen Betei-
ligten für einen gelingenden Übergang von der Schule in inklusive Beschäfti-
gungsverhältnisse ausschlaggebend ist. Die in Baden-Württemberg an der
Schnittstelle Schule-Beruf geschaffenen Strukturen und Maßnahmen sollten daher
erhalten und möglichst flächendeckend ausgebaut werden. Voraussetzung ist eine
– nach Auslaufen der Initiative Inklusion – gesicherte Finanzierung, deren Grund-
lagen in Abstimmung zwischen Bund und Ländern noch abschließend geklärt
werden müssen. 

Altpeter

Ministerin für Arbeit und Sozialordnung,
Familie, Frauen und Senioren
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Vorwort 
 

Das „Impulspapier Inklusion“ ist das Ergebnis eines umfassenden Diskussionsprozesses zur 
Zukunft der Hilfe für Menschen mit Behinderung in Baden-Württemberg. Den Auftakt gab 
eine Veranstaltung am 24. Mai 2012 im KVJS-Tagungszentrum Herrenberg-Gültstein. Der 
Titel lautete: ‚Gestaltung inklusiver Wohn- und Beschäftigungsangebote – Umbau der    
Strukturen in der Behindertenhilfe unter Berücksichtigung der Konversion von Komplex-
trägern‘.  Dazu eingeladen hatten das Ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie, 
Frauen und Senioren und die Landesarbeitsgemeinschaft der öffentlichen und der freien 
Wohlfahrtspflege (LAGÖFW). Alle relevanten Akteure waren umfassend in diesen Prozess 
eingebunden: Es nahmen Menschen mit Behinderung, ihre Angehörigen sowie Vertreterin-
nen und Vertreter der kommunalen Sozialleistungsträger, der regionalen Einrichtungen, der 
Großeinrichtungen und der Liga der freien Wohlfahrtspflege sowie der Landesbehinderten-
beauftragte teil. Ziel war es, das Unterstützungssystem für Menschen mit Behinderung in 
Baden-Württemberg – im Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention – auf den Prüfstand zu 
stellen und weiter zu entwickeln.  
 
Anstoß für diesen Prozess war unter anderem ein offener Brief von Großeinrichtungen in 
Baden-Württemberg an die Landesregierung vom Januar 2011. Der Brief enthielt den Aufruf 
zu einer Landesinitiative zur „Umwandlung von Komplexeinrichtungen der Behindertenhilfe 
zu inkludierten Quartieren“. In Folge dessen haben dann 17 Großeinrichtungen ihre Platz-
zahlen erhoben und geprüft, inwieweit ein Umbau der Strukturen notwendig und möglich ist. 
Der isolierte Blick auf große Einrichtungen erwies sich aber schnell als zu eng. Denn die Zu-
kunft dieser Einrichtungen mit überregionalem Einzugsgebiet ist maßgeblich auch davon 
abhängig, wie die regionale Versorgung in den 44 Stadt- und Landkreisen in Baden-
Württemberg auf- und ausgebaut wird. 
 
Parallel dazu hatte der Vorstand der Landesarbeitsgemeinschaft der öffentlichen und der 
freien Wohlfahrtspflege in Baden-Württemberg das Gespräch mit Frau Sozialministerin     
Katrin Altpeter gesucht. Im Hinblick auf die UN-Behindertenrechtskonvention wurde verein-
bart, die vorhandenen Strukturen und Rahmenbedingungen in Baden-Württemberg zu über-
prüfen, die Weiterentwicklung in Richtung Inklusion zu gestalten und auf Landesebene die 
fachlichen und finanziellen Voraussetzungen für eine Umsteuerung zu schaffen. Frau So-
zialministerin Altpeter sagte mit Schreiben vom 17. Februar 2012 zu, dass das Sozialministe-
rium diesen Prozess federführend moderieren wird. 
 
Die Auftaktveranstaltung erwies sich als ausgesprochen anregend und fruchtbar. Es wurden 
Statements und Meinungen ausgetauscht zu den Themen 

 Inklusion als Leitidee – Was erwarten wir von Inklusion und wie kann die Öffentlich-
keit mitgenommen werden? 

 Wirtschaftliche Aspekte – Wie kann der Umbau realistisch umgesetzt werden? 
 Sozialraumorientierte örtliche Teilhabeplanung – Was brauchen wir und wie arbeiten 

wir vor Ort zusammen? 
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 Förderimpulse – Wie kann der soziale Lebensraum gefördert und wie müssen För-
derrichtlinien gestaltet werden? 

 Berufe in der Behindertenhilfe – Wie sieht die Personalgewinnung und-entwicklung 
im Veränderungsprozess aus? 

 
Die fünf Themen der Auftaktveranstaltung wurden von Juli bis Oktober 2012 in fünf Arbeits-
gruppen – weiter unter breiter Beteiligung der verschiedenen Interessensgruppen und unter 
moderierender Begleitung des Sozialministeriums in einer Steuerungsgruppe – intensiv be-
arbeitet und diskutiert. Der Auftrag dieser Arbeitsgruppen war die Formulierung von Eck-
punkten zu ihrem Themenbereich.  
 
Das vorliegende „Impulspapier Inklusion“ enthält die Eckpunkte-Papiere dieser fünf Arbeits-
gruppen. Das Impulspapier soll dem Land Baden-Württemberg - ausgehend von der grund-
legenden Leitidee Inklusion - als Entscheidungsgrundlage für die zukünftig inklusive Gestal-
tung von Wohn- und Beschäftigungsangeboten für Menschen mit Behinderung dienen und 
damit auch Grundlage für die sozialpolitischen Entscheidungen im Landtag sein. Das Leitbild 
der Inklusion ist jedoch ein Querschnittsthema, das die Gesellschaft als Ganzes betrifft. Inso-
fern weist das Impulspapier weit über die Fachdiskussion in der Behindertenhilfe hinaus und 
soll Ansporn für alle Akteure sein, Inklusion im eigenen Verantwortungsbereich zu gestalten.  
 
 
 
 
 
 
 
Senator e.h. Prof. Roland Klinger                Oberkirchenrat Dieter Kaufmann 
Vorsitzender der LAGÖFW                 Stv. Vorsitzender der LAGÖFW 
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INKLUSION  ALS  LEITIDEE 
ERGEBNISSE  DER  AG  1 

 
Kurzversion 
 
 
Zentrale Forderungen 
 

1. Inklusion meint einen gesamtgesellschaftlichen Prozess, bei dem es darum geht, die 
uneingeschränkte Teilhabe aller Menschen (u.a. Menschen mit Behinderungen, Men-
schen mit Migrationshintergrund, langzeitarbeitslose Menschen, Menschen in Pflege-
heimen und Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe) zu gewährleisten. 

 
2. Dabei müssen im Prozess der Inklusion strukturelle, organisatorische, gesetzliche 

und finanzielle Anpassungen erfolgen. 1 
 
3. Wohnformen müssen so gestaltet sein, dass Menschen mit Behinderungen wählen 

können. Sie müssen integriert sein in das normale Wohnumfeld, mit angemessenen 
Verkehrsanbindungen, möglichst herkunftsnah, barrierefrei, bei Bedarf der Betroffe-
nen auch mit entsprechenden speziellen Angeboten einer Komplexeinrichtung. 

 
4. Es bedarf eines differenzierten und vernetzten Systems der beruflichen Qualifizierung 

und Teilhabe, finanzieller Ressourcen zur Integration auf den ersten Arbeitsmarkt 
sowie finanzieller Anreize für Arbeitgeber.  
 

5. Sowohl auf Landebene als auch auf kommunaler Ebene gilt es, bestehende Res-
sourcen und Netzwerke zu nutzen (z.B. in Form von landesweiten und örtlichen Akti-
onen), um in einem breit angelegten Dialog einen grundlegenden gesellschaftlichen 
Einstellungs- und Bewusstseinswandel herbeizuführen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
1Der Handlungsbedarf für wesentlich behinderte Menschen im Sinne des SGB XII muss in Deutschland im Verhältnis zu der 
circa 10-fachen Anzahl schwerbehinderter Menschen im Sinne des SGB IX gesehen werden. 
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Teilnehmer der AG 1 
 

 

Sprecher der AG Andreas Riesterer, Caritasverband f. d. Diözese Freiburg e.V. 
 Anne Augustin, AWO Bezirksverband Württemberg e.V. 

Robert Bornhauser, Landratsamt Freudenstadt 
Anne Cless, Sozialministerium  
Ulrike Dimmler-Trumpp, Landratsamt Tübingen 
Thorsten Hau, Freundeskreis Mensch e.V.  
Jürgen Kunze, Stiftung Haus Lindenhof 
Kristina Löpker, KVJS 
Hans Joachim Ruschke, LAG d. Werkstatträte B-W 
Dr. Thea-Maria Staber, Landesverband BW der Lebenshilfe e.V.   
Frank Stefan, Diakonie Kork 
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Eckpunkte und Forderungen der AG 1 im Detail 
 
Inklusion als Leitidee 
Was erwarten wir von Inklusion und wie kann die Öffentlichkeit mitgenommen 
werden? 
 
Vorbemerkung 
In der Bundesrepublik Deutschland, auch in Baden-Württemberg, ist ein hoher Grad an aus-
gebauten Versorgungsstrukturen vorhanden, der allerdings im Hinblick auf Inklusion zu 
überprüfen ist. Inklusion ist ein gesellschaftliches Ziel und ein gesamtgesellschaftlicher Pro-
zess. Der Weg zu diesem Ziel erfordert einen langen und herausfordernden Transformati-
onsprozess. Die bisherige Arbeit in der Eingliederungshilfe, das Selbstverständnis sowie 
historisch gewachsene und in ihrer jeweiligen Entstehungszeit gerechtfertigte Strukturen 
werden dabei infrage gestellt. Dabei müssen alle Struktur- und Handlungskonzepte sozialer 
Arbeit (z.B. Arbeit, Wohnen, Bildung, Gesundheit) auf den Prüfstand gestellt werden. Ein 
wesentlicher Aspekt sind dabei die Prozesse des „Umdenkens“ sowie die individuelle Hal-
tung und Einstellung der Akteure und Akteurinnen in der Sozialplanung, der Steuerung und 
der fachlichen und praktischen Umsetzung. Respekt und Wertschätzung von Vielfalt bilden 
hierfür die Grundlage. 
 
Personenkreis 
Inklusion geht alle an. Im Fokus dieses Arbeitspapiers stehen Menschen mit Behinderungen, 
jedoch umfasst Inklusion auch Migrantinnen und Migranten, langzeitarbeitslose Menschen, 
Menschen in Pflegeheimen und Einrichtungen der Kinder und Jugendhilfe, etc.. Der Hand-
lungsbedarf für wesentlich behinderte Menschen im Sinne des SGB XII muss in Deutschland 
im Verhältnis zu der vergleichsweise deutlich höheren Zahl der schwerbehinderten Men-
schen im Sinne des SGB IX gesehen werden. Während unter 1 % der Bevölkerung als we-
sentlich behindert eingestuft ist, gelten circa 10 % der Bevölkerung als schwerbehindert mit 
einem Behinderungsgrad ab 50 % und besitzen einen Schwerbehindertenausweis nach dem 
Schwerbehindertengesetz. Hier sind insbesondere auch die Städte und Gemeinden (außer-
halb der Eingliederungshilfe nach SGB XII), aber auch z. B. Kirchen, Schule und Wirtschaft, 
deutlich stärker als bisher in den Inklusionsprozess einzubinden, um den schwerbehinderten 
Menschen eine barrierefreie Umwelt zu gewährleisten. 
 
Beteiligung der Betroffenen 
Die Umsetzung der Leitidee von Inklusion beinhaltet für Menschen mit Behinderungen die 
volle Inanspruchnahme von Rechten und Pflichten. Dies bedeutet aber auch, veränderte 
Risiken des Lebens und die Möglichkeit von individuellen Fehlentscheidungen zu akzeptie-
ren. In diesem Sinne kann Inklusion als eine konsequente Fortschreibung des Normalisie-
rungsprinzips verstanden werden. 
 
Zielsetzung für die nächsten 10 Jahre - Möglichkeiten und Grenzen 
Die Umsetzung der Leitidee von Inklusion geschieht in einer sich verändernden Ge-
sellschaft. Stichworte hierzu: Demografische Veränderungen, Wandel der Arbeitswelt, so-
zialer Wandel (Individualisierungsprozesse, Veränderungen der Familienformen, soziale 
Polarisierung/Ungleichheit, Stadt-Land-Disparitäten). Für den Prozess der Inklusion haben 
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diese Veränderungsprozesse Konsequenzen und Wirkungen. Darüber ist ein gesamtgesell-
schaftlicher Diskurs zu führen mit dem Ziel, die Verwirklichung der Menschenrechte für alle 
Menschen sowie inklusives Denken zu fördern. Im Prozess der Inklusion müssen die 
Rechtssetzungen und Rechtsanwendungen mit eingeschlossen und entsprechend ange-
passt werden. Staatliche Ebenen (Bund, Länder, Gebietskörperschaften bis hin zu Kommu-
nen), Sozialpartner, Verbände, Träger/Einrichtungen, Menschen mit Behinderungen, Ange-
hörige, etc. sind besonders aufgefordert, diesen gesellschaftlichen Diskurs innerhalb und 
außerhalb der jeweiligen Systeme zu führen. In diesem Zusammenhang müssen auch die 
Finanzierungssysteme angepasst und Finanzierungsmöglichkeiten beachtet werden. 
 
Inklusionsförderliche Faktoren bei der zukünftigen Wohnversorgung 

 Zukünftige Wohnformen müssen entsprechend der UN Behindertenrechtskonvention 
so gestaltet sein, dass Menschen mit Behinderungen auswählen können. Dies beinhal-
tet die Schaffung alternativer und vielfältiger Wohnformen sowie kleinerer und größerer 
Wohnmöglichkeiten. Dabei müssen folgende Kriterien angelegt werden: Integriert in 
das „normale" Wohnumfeld, mit angemessenen Verkehrsanbindungen, möglichst her-
kunftshah, barrierefrei bezüglich des Wohnens und des Umfeldes (z. B. Öffentliche 
Gebäude); 

 Es bedarf einer Systemänderung, die es allen Menschen mit Behinderung ermöglicht, 
„Mieter" zu sein; 

 Bei entsprechendem Bedarf und unter Berücksichtigung des Wunsch- und Wahlrechts 
können auch Komplexeinrichtungen Teil der Angebotslandschaft sein. Bei bestehen-
den Komplexeinrichtungen ist zu überlegen, wie der zum Teil öffentlich geförderte Im-
mobilienstand genutzt werden kann. 
 

Inklusionsförderliche Faktoren für die Teilhabe an Arbeit 
 Zur Erhöhung der Chance der dauerhaften Vermittlung auf den ersten Arbeitsmarkt 

bedarf es eines differenzierten, vernetzten und durchlässigen Systems der beruflichen 
und Qualifizierungs- und Teilhabemöglichkeiten; 

 Es bedarf finanzieller Ressourcen zur Einführung und Begleitung der Menschen mit 
Behinderung auf dem ersten Arbeitsmarkt (Jobcoach); 

 Ebenso bedarf es finanzieller Anreize für Arbeitgeber, um die Bereitschaft zu erhöhen, 
Menschen mit Behinderungen einzustellen (Minderleistungsausgleich). 

 
Wie kann die Öffentlichkeit mitgenommen werden? 
Sowohl auf Landesebene als auch auf kommunaler Ebene gilt es, bestehende Ressourcen 
und Netzwerke u. a. der Verwaltung, der Wirtschaft, der Kirchen, der Gewerkschaften, der 
Einrichtungsträger etc. zu nutzen, um u. a. in einem breit angelegten gesellschaftlichen Dia-
log einen grundlegenden gesellschaftlichen Einstellungs- und Bewusstseinswandel herbei-
zuführen. Dafür sind öffentlich wirksame, landesweite Aktionen wie auch im Rahmen der 
örtlichen Teilhabeplanung entwickelte Konzepte zur Beteiligung der Öffentlichkeit und der 
Betroffenen notwendig. 
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WIRTSCHAFTLICHE  ASPEKTE 
ERGEBNISSE  DER  AG  2 

 
Kurzversion 
 
 
Standards, Ziele und notwendige Entwicklungen hin zu Inklusion 
Inklusive Wohn-, Arbeits- und Betreuungsangebote erfordern vielfältige, differenzierte und 
durchlässige Leistungsangebote. Damit bestehen Wahlmöglichkeiten entsprechend den un-
terschiedlichen, sich verändernden Bedarfslagen der Betroffenen und deren Familien, unter 
anderem aufgrund von persönlichen Entwicklungen. Im Rahmen des inklusiven Umbaus der 
Behindertenhilfe sind die Anforderungen der Konversion der Komplexeinrichtungen zu be-
rücksichtigen. 
 
Die Leistungsangebote sind so bedarfsgerecht und so „kleinteilig“ wie möglich zu realisieren. 
Sie sind dadurch gekennzeichnet, dass Sie aufgrund ihrer zentralen Lage, insbesondere die 
Mobilität und Nutzung der kommunalen Infrastruktur ermöglichen und z.B. den öffentlichen 
Nahverkehr oder Einkaufs- und Freizeitmöglichkeiten für Menschen mit Behinderung er-
schließen. 
 
Die Unterscheidung in ambulante und stationäre Leistungsangebote hat vor diesem Hinter-
grund keine Bedeutung und ist aufzugeben. Der Umbau der Finanzierungssysteme muss 
damit einhergehen. 
 
Finanzierungsbudget Objekte 

Fälle Kosten je Fall Summe 
Bereich A. Wohnen 23.000   80.000,00 €  1.840.000.000,00 €  
Bereich B. Tagesstruktur 

Förder- und Betreuungsbereich 6.400   48.000,00 €     307.200.000,00 €  
Werkstätten (WfbM) 26.400   37.000,00 €     976.800.000,00 €  

Senioren 3.300   30.000,00 €       99.000.000,00 €  

Gesamt: 3.223.000.000,00 €  
auf  
30 Jahre 

1.074.333.333,33 €  
auf  
10 Jahre 

 
Auf 10 Jahre wird demnach ein Budget von ca. 1,1 Mrd. € benötigt. Bei einer Förderquote 
von 40% bedeutet dies ein jährliches Fördervolumen von ca. 44 Mio. €. 
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Subjektbezogene Förderaspekte 
Das Ziel der Unterarbeitsgruppe lautete: Wohnen und Arbeiten sollen für alle Menschen mit 
Behinderungen unabhängig von der Form und Schwere ihrer Behinderung so selbständig 
und selbstbestimmt wie möglich stattfinden. 
 
 
 

Teilnehmer der AG 2 
 
 
Sprecher der AG Robert Bachert, Diakonisches Werk Württemberg 
 Dr. Michael Buß, LAG Angehörigenvertretungen e.V.  

Anne Cless, Sozialministerium  
Katharina Ebbecke, Landesverband BW der Lebenshilfe e.V.  
Thomas Fick, Lebenshilfe Esslingen e.V.  
Dr. Hans-Lothar Förschler, Johannes-Diakonie Mosbach 
Thomas Haag, Landratsamt Schwäbisch Hall 
Hans Heinz, DRK Landesverband BW e.V.  
Jörg Munk, St. Gallus-Hilfe für behinderte Menschen gGmbH  
Rüdiger Staib, Stadt Pforzheim 
Bernhard Siegle, Behindertenhilfe Leonberg e.V.  
Günter Traub, Landratsamt Ostalbkreis 
Uwe Zühlke, KVJS 
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Eckpunkte und Forderungen der AG 2 im Detail 
 
 
Ziele der AG 2 
 
Hauptziel (HZ): 
Erarbeitung eines „Finanzierungsbudgets“ von inklusionsorientierten 

 Wohn-Angeboten 

 Arbeits-Angeboten 

 Betreuungs-Angeboten 

Unterziel1  (UZ 1) 
Dies erfordert die Erarbeitung von Vorschlägen für Rahmenbedingungen auf landes-, kreis- und 
gemeindeebene in finanzieller und struktureller Hinsicht (Steuerung der Prozesse). 
 
Unterziel2 (UZ 2) 
Standards sind zu qualifizieren 
Für Übergangssituationen (1 – 20 Jahre) werden die Standards hierzu qualifiziert (€) (HZ) 
 

a) Objekt:  Bauliche Standards (1-10 Jahre) (Schwerpunkt der AG) 
1. Standardverbesserung und Bedarfsdeckung quantitativ  

z.B.: Sanierung, Modernisierung / HeimbauVO  
ca. 23 000 Plätze („Wohnen“ inkl. Kinder) 

2. Konversion der Komplexeinrichtungen 
Abbau, Umbau, Infrastruktur  
ca. 7 500 Plätze 

Flexibilisierung / Auflösung ambulanter und stationärer Standards u. Angebo-
te (Bei Umbauprozess können auch Mietlösungen in Betracht kommen). 

b) Subjekt:  (neue) teilhabeorientierte Assistenzkonzepte 

 Innovation 

 Entwicklung 

 Lösung 

 
Unterziel3 (UZ 3) 

 Erarbeitung einer Zeitschiene 

 Es wird ein Stufenplan entwickelt  

 
Schwerpunkte: Zeitschiene, Finanzquelle, Standard
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B. Grundlagen und Standards 
 
Die Grundlagen und Standards wurden im Rahmen der Bearbeitung des Unterziels 1 (UZ 1) defi-
niert: 
 
Vorbemerkung: 

Die Unterarbeitsgruppe (UAG1 AG2) hat nachfolgend Standards, Ziele und Entwicklungen zu-
sammengetragen, die aus wirtschaftlicher Sicht für den Umbau maßgeblich sind. 

1. Standards, Ziele und notwendige Entwicklungen hin zur Inklusion 

1.1 Menschen mit Behinderung sind Bürgerinnen und Bürger, die in einem Gemeinwesen 
bzw. in einem Planungsraum leben. 

1.2 Inklusive Wohn-, Arbeits- und Betreuungsangebote erfordern vielfältige,  differenzierte und 
durchlässige Leistungsangebote. Damit bestehen  Wahlmöglichkeiten entsprechend den 
unterschiedlichen, sich verändernden Bedarfslagen der Betroffenen und deren Familien, 
unter anderem aufgrund von persönlichen Entwicklungen. Im Rahmen des inklusiven Um-
baus der Behindertenhilfe sind die Anforderungen der Konversion der Komplexeinrichtun-
gen zu berücksichtigen.  

1.3 Die Leistungsangebote sind so bedarfsgerecht und so „kleinteilig“ wie möglich zu 
 realisieren. Sie sind dadurch gekennzeichnet, dass Sie aufgrund ihrer zentralen Lage, 
insbesondere die Mobilität und Nutzung der kommunalen Infrastruktur ermöglichen und 
z.B. den öffentlichen Nahverkehr oder Einkaufs- und Freizeitmöglichkeiten für Menschen 
mit Behinderung erschließen. 

1.4 Die Unterscheidung in ambulante und stationäre Leistungsangebote hat vor diesem 
 Hintergrund keine Bedeutung und ist aufzugeben. Der Umbau der Finanzierungssysteme 
muss damit einhergehen.  

1.5 Die Umsetzung von Projekten auf Grundlage von Investitionsförderungen muss im Ein-
klang mit den Grundanforderungen an inklusive Leistungsangebote erfolgen und die Wei-
terentwicklung hin zu einer inklusiven Gesellschaft fördern. Kurz- und mittelfristig soll der 
akut bestehende Bedarf zur Modernisierung bestehender und Schaffung inklusiver Leis-
tungsangebote über investitionsgeförderte Maßnahmen und Projekte umgesetzt werden 
können.  

Langfristig soll die Förderung von Wohn-, Arbeits- und Betreuungsangeboten als 
 Subjektfinanzierung ausgestaltet werden1.  

1.6 Neben öffentlich geförderten Investitionsprojekten soll es auch möglich sein mit  „privatem 
Kapital“, das insbesondere Menschen mit Behinderung oder deren Angehörige einbringen 
möchten, Investitionsprojekte zu realisieren. Dies kann auch in Zusammenarbeit von Be-
troffenen, Leistungserbringern und Kommunen erfolgen.

1.7 Investitionsprojekte sollen die Schaffung von Flächen und Räumen beinhalten, die Anlauf- 
und Begegnungsstätten von Menschen mit und ohne Behinderung im Gemeinwesen sind, 
als Ausgangspunkt für Gemeinwesenarbeit dienen oder dazu beitragen, nachbarschaftli-
che Hilfen zu organisieren oder zu erschließen.  

                                                
1 Die langfristige Zielperspektive wird nicht von allen AG2-Mitgliedern unterstützt. 
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2. Steuerung der Planungs- und Umbauprozesse 

2.1 Planungs- und Umbauprozesse und damit verbundene Investitionsprojekte müssen auf 
kommunaler Ebene gesteuert werden. Die Federführung liegt bei den Landkreisen und 
Städten (Leistungsträgern). Kommunen, Betroffenen- und Angehörigenvertretungen und 
Leistungserbringer sind Beteiligte in diesen Planungsprozessen. 

2.2 Landkreise und Städte müssen ihre Teilhabeplanungen intern ressortübergreifend zu-
sammenführen und überregionale, kreisübergreifende Bedarfe berücksichtigen und diese 
im Sinne einer Regionalplanung einbeziehen und abstimmen.  

2.3 Die Steuerung der Planungs- und Umbauprozesse erfolgt in einem für alle Beteiligten 
transparenten Verfahren. 

 

3. Rahmenbedingungen und Standards in konkreten Projekten 

3.1 Investitionsprojekte zur Schaffung von Wohn-, Arbeits- und Betreuungsangeboten 
 benötigen Grundlagen / Richtlinien als Mindestanforderungen. Diese schaffen Klarheit und 
Verlässlichkeit für eine Refinanzierung von Investitionskosten und Sicherheit für eine 
zweckentsprechende Nutzung. 

3.2 Es werden keine „Standard-Einrichtungsgrößen“ (z. Bsp. Wohneinrichtungen mit 24 
 Plätzen) vorgegeben. 

3.3 Standards und Vorgaben zu Flächen berücksichtigen die Notwendigkeit, Räume und Flä-
chen für Gemeinwesenarbeit bzw. Quartiersarbeit zu schaffen, um:  

 das örtliche Umfeld für den Aus- und Aufbau von inklusiven Angeboten im Ge-
meinwesen zu gewinnen 

 offene Angebote und Aktionen durchführen zu können. 

 

4. Förderung eröffnet Umbauprozesse auch in der Finanzierung 

Eine neue Förderungssystematik ermöglicht zeitnah zusätzlich subjektorientierte Förde-
rung und damit Alternativen zu bestehenden Förderverfahren.  

Die Richtlinien für investive Förderung sollen den Umbauprozess auch über die Finanzie-
rung unterstützen. Damit entsteht ein fließender Übergang zu neuen Formen der Finanzie-
rung. 
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C. Finanzierungsbudget Objekte 
 
Die Aufstellung eines Finanzierungsbudgets entspricht dem Hauptziel (HZ) der AG2. Im Folgen-
den wird das dazu notwendige Zahlenmaterial (Ergebnis der UAG2 AG2) dargestellt (UZ 2a). 

 
C.1 Vorbemerkungen und Stammdatenmatrix 

Die folgenden Matrizen enthalten die IST Platzzahlen. Diese Zahlen dienen als Grundlage für die 
weiteren Berechnungen zur Erarbeitung des Hauptziels der AG2. 

A. Wohnen         Kosten 
Bezeichnung Beschreibung IST-Plätze 1) Kosten je Platz HeimbauVO 
A 1 Wohnungen am freien Markt -       
A 2 AWG / WG     3)   
A 3 Gemeinde Wohnstätten 15.500   

           80.000 €  
4) 

A 4 Große Wohnstätten      2.000 € pro  

A 5 Komplexträger 7.500      qm NGF  

Summe 23.000 2) 

1) Den vorhandenen Platzzahlen liegen die Zahlen der Menschen in den jeweiligen Bereichen zugrunde. 

2) Datenquelle: KVJS, Fallzahlen und Ausgaben in der Eingliederungshilfe nach dem SGB XII für 2010, S. 35; mit Kinder 

und Menschen mit seelischer Behinderung. 

3) förderfähige Kosten pro Platz (40qm): 80.000 € - dabei sind Erschließung, Anlagen und Grundstücke nicht enthalten. 

Sowohl die qm-Anzahl als auch die förderfähigen Kosten i.H.v. 80.000 € sind nicht mehr realitätsgerecht. 

Diese Aussage zur Realitätsgerechtigkeit wird nicht von allen AG2-Mitgliedern unterstützt. 

4) Errechnet aus den förderfähigen Kosten (dazu siehe 2)) 

B. Tagesstruktur       
Bezeichnung Beschreibung IST-Plätze 1) Kosten je Platz 
B 1 Förder- und Betreuungsbereich 

(FuB) 6.400 
5) 

           48.000 €  
B 2 Werkstätten (WfbM) 26.400 6)            37.000 €  
B 3 Senioren 3.300 6)            30.000 €  

Summe 36.100 

5) Datenquelle: KVJS, Zahl aus 5) wurde differenziert. Die hier genannte Platzzahl bezieht sich 

ausschließlich auf den Leistungstyp (LT) I.4.5a. 

Daneben war es oftmals Praxis für die Menschen in FuB keine eigenen Räume bei Komplexträgern  

in badischen Landesteilen vorzusehen. Die AG schätzt diese Anzahl auf mindestens 600 Menschen, die zu B1 

hinzuaddiert wurden (5.800 + 600 = 6.400) 

6) Datenquelle: KVJS, Fallzahlen und Ausgaben in der Eingliederungshilfe nach dem SGB XII für 2010, S. 74 
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Resultierende Berechnung: 

Annahme: Alle Gebäude (Wohnen und Tagesstruktur im Bezug auf die Plätze) werden 
innerhalb der nächsten 30 Jahre inklusionsorientiert um- oder neugebaut 

auf 30 Jahre auf 10 Jahre   
Summe A. 1.840.000.000 €  613.333.333 €  
Summe B. 1.383.000.000 €  461.000.000 €  
Gesamt 3.223.000.000 €  1.074.333.333 €  ca. 1,1 Mrd € 

Diese Berechnung schreibt den vorhandenen Bestand in die Zukunft fort. Sie beinhaltet weder zu 
erwartende Neuzugänge oder steigende Fallzahlen. Es ist daher zukünftig mit zunehmenden 
Fallzahlen zu rechnen. Problematisch dabei ist, dass neue Wohnformen und Tagesstrukturen 
nicht vorkommen. Es ist damit zu rechnen, dass das tatsächliche Volumen höher anzusetzen ist. 
So sind gewisse Grundstrukturen (z.B. Aufzug, Gemeinschaftsraum, Anlaufstellen) auch in klei-
neren Wohneinheiten vorzuhalten. Darüber hinaus sind die sich aufgrund der HeimbauVO erge-
benden Standarderhöhungen und damit einhergehende Kosten nicht berücksichtigt. 

 

C.2 Entwicklung und Kosten für einen inklusiven Wohnraum 

Folgende Maßnahmen stehen in den nächsten Jahren an: 

 HeimbauVO 
 Generalsanierung 
 Dezentralisierung 
 Neubau 
  

In welchem Umfang die einzelnen Maßnahmen erforderlich und geplant sind kann von der AG im 
vorgegebenen Zeitrahmen nicht valide empirisch erhoben werden. 

Aufgrund der Berechnungen in C.1 ist von einem jährlichen Bedarf von 110 Mio € auszugehen. 
Bei einer Förderquote von 40% bedeutet dies ein jährliches Fördervolumen von 44 Mio €. 
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SOZIALRAUMORIENTIERTE  
TEILHABEPLANUNG  

ERGEBNISSE  DER  AG  3 
 

Kurzversion 
 
 
Zielperspektiven für sozialraumorientierte Teilhabeplanung  
 
Teilhabe für alle Lebensbereiche: 

- Bildung(Kindergarten, Schule, Ausbildung), 
- Arbeit, 
- Wohnen, 
- Gemeinwesen( Kultur, Freizeit, Gesundheit, Pflege); 

 die Entwicklung eines inklusiven Leistungssystems; 
 inklusive Bildungsangebote für alle Kinder und Jugendlichen; 
 die Verfügbarkeit von bezahlbarem, barrierefreiem Wohnraum; 
 eine barrierefreie öffentliche Infrastruktur; 
 die Sensibilisierung für Diskriminierungsrisiken (Kultursensibilität); 
 die Schaffung eines Solidaritätsbewusstseins in der Bevölkerung; 
 die Gewinnung von Unterstützerkreisen im Quartier; 
 den barrierefreien Zugang zu kulturellen Angeboten, Bildungsangeboten wie 

           z.B. Volkshochschulen, Vereinen. 
 
Forderungen und Anreizsysteme 
Wir empfehlen dem Land Baden-Württemberg die Umsetzung folgender Punkte: 

 Sozialraumorientierte Teilhabeplanung wird in allen Stadt- und Landkreisen zu ei-
nem flächendeckend umzusetzenden Instrument. Sie berücksichtigt bei Bedarf 
Schnittstellen zu Kompetenzzentren und Spezialangeboten; 

 Schaffung kommunaler Sozialberatungen (siehe Punkt 1.), flächendeckend ver-
fügbar mit niederschwelligem Zugang; 

 Einführung eines landesweit einheitlichen, transparenten und zeitgemäßen Be-
darfsfeststellungsverfahrens (siehe Punkt 6.); 

 Einrichtung und Finanzierung von Modellprojekten (mit wissenschaftlicher Be-
gleitung) zur Erprobung sozialraumorientierter Teilhabeplanung; 

 Förderung des Wohnbaus für bezahlbaren, barrierefreien Wohnraum; 
 Initiative und Durchführung von Wettbewerben für Best Practice Modelle, um In-

novationen zu befördern; 
 Der barrierefreie Zugang zu kulturellen Angeboten, Bildungsangeboten und Verei-

nen wird finanziell gefördert und umgesetzt; 
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 Die Landesregierung und die Verbände der öffentlichen und freien Wohl-
fahrtspflege wirken durch Öffentlichkeitsarbeit auf die Sensibilisierung für Dis-
kriminierungsrisiken (Kultursensibilität) und die Schaffung eines Solidaritäts-
bewusstseins in der Bevölkerung hin. 

 
 
 

Teilnehmer der AG 3 
 
 
Sprecher der AG Gernot Scholl, Verein f. Gemeindediakonie u. Rehabilitation e.V. 

unterstützt durch  
Brigitte Göltz, Der PARITÄTISCHE Baden-Württemberg 

 Christine Blankenfeld, KVJS 
Anne Cless, Sozialministerium   
Hans-Ulrich Dehnicke, Sozialministerium 
Angelika Haas-Scheuermann, Stadt Heidelberg 
Sibylle Leiß, Evangelische Stiftung Lichtenstern 
Helmut Müller, Gemeinnützige St. Jakobus Behindertenhilfe GmbH 
Prof. Dr. Harald Rau, Die Zieglerschen e.V. 
Gabriele Reichhardt, Stadt Stuttgart 
Armin Rist, Landesverband BW der Lebenshilfe e.V.  
Alfred Schmid, Landratsamt Böblingen 
Mirjam Schwab, Landratsamt Ortenaukreis 
Werner Strube, Caritasverband der Diözese Rottenburg-Stuttgart e.V. 
Dr. Karl-Heinz Wiemer, LAG Angehörigenvertretungen e.V. 
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Eckpunkte und Forderungen der AG 3 im Detail 
 
 
Präambel 

Grundlage der sozialraumorientierten Teilhabeplanung ist die UN-BRK, die Inklusion als Leitge-
danke formuliert, d.h. Inklusion von Anfang an mit inklusiver Bildung. Das System der Eingliede-
rungshilfe soll personenzentriert an der Teilhabegestaltung für den Einzelnen ausgerichtet wer-
den und bedingt eine konsequente Umsetzung des Wunsch- und Wahlrechtes bei gegebenen 
Wahlmöglichkeiten für Menschen mit Behinderungen. 

Nachdem auf der Ebene der Land- und Stadtkreise mit dem Fokus auf die Eingliederungshilfe 
Teilhabepläne erstellt werden und in der Umsetzung sind, kommt es im nächsten Schritt darauf 
an, Inklusion vor allem mit den Akteuren vor Ort, in Kommunen bzw. Stadtteilen zu gestalten. 

 
 
Eckpunkte zur sozialraumorientierten Teilhabeplanung 
 
1. Sozialraumorientierte Teilhabeplanung für alle Lebensbereiche 
 
Sozialraumorientierte Teilhabeplanung ist ein partizipativ zu gestaltender Prozess, in dem alle 
Akteure vor Ort unter Federführung der Kommune erarbeiten, wie Inklusion im Gemeinwesen 
erreicht werden kann. Grundlage ist die individuelle Bedarfsfeststellung bzw. Hilfeplanung, die in 
der Summe die Basis für die örtliche Teilhabeplanung bildet. Weitere Grundlage für die sozial-
raumorientierte Teilhabeplanung ist eine über den Sozialbereich hinaus gehende, ressortüber-
greifende, integrierende Sozial- und Stadtentwicklungsplanung mit Bau- und Verkehrsplanung, 
Schulentwicklungs- und Jugendhilfeplanung, Stadt-, Kreis-, Gemeindeentwicklungsplanung, Pfle-
ge- und Altenhilfeplanung. 
Eine wohnortnahe Sozialberatung erleichtert den betroffenen Menschen den Zugang zu den 
Leistungsangeboten. 

 

2. Zielperspektiven für sozialraumorientierte Teilhabeplanung umfassen beispielhaft 
 

 Teilhabe für alle Lebensbereiche: 
- Bildung(Kindergarten, Schule, Ausbildung), 
- Arbeit, 
- Wohnen, 
- Gemeinwesen( Kultur, Freizeit, Gesundheit, Pflege) 

 die Entwicklung eines inklusiven Leistungssystems; 
 inklusive Bildungsangebote für alle Kinder und Jugendlichen 
 die Verfügbarkeit von bezahlbarem, barrierefreiem Wohnraum; 
 eine barrierefreie öffentliche Infrastruktur; 
 die Sensibilisierung für Diskriminierungsrisiken (Kultursensibilität); 
 die Schaffung eines Solidaritätsbewusstseins in der Bevölkerung; 
 die Gewinnung von Unterstützerkreisen im Quartier; 
  den barrierefreien Zugang zu kulturellen Angeboten, Bildungsangeboten wie z.B. Volks-

hochschulen, Vereinen.
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3. Sozialraumorientierte Teilhabeplanung ist ein partizipativ zu gestaltender Prozess auf   
    Augenhöhe und 
 

 braucht Strukturen und verbindliche Verfahren der Mitwirkung aller Betroffenen, ih-
rer Verbände, Vereine, Selbsthilfeorganisationen und Beiräte an der Erstellung, 
Umsetzung und Fortschreibung von Teilhabeplanung; 

 braucht verbindliche Regeln für den Umgang mit den Ergebnissen der Teilhabeplanung; 
 braucht zur Förderung des Prozesses eine Kultur der Transparenz und Offen-

heit für alle an der Teilhabeplanung Beteiligten. 

 
4. Planungsebenen für sozialraumorientierte Teilhabeplanung 
 
Sozialraumorientierte Teilhabeplanung findet auf Ebene der Stadt- und Landkreise statt und setzt 
sich fort über Städte/Orte, Stadtteile/Quartiere bis hin zur kleinräumigen regionalen Ebene deut-
lich unterhalb der Stadt- und Landkreise. Örtliche Teilhabeplanung ist eine Handlungsstrategie 
der kommunalen Verwaltung. Örtliche Teilhabeplanung für ein inklusives Gemeinwesen gibt eine 
Richtung vor, in die sich eine Kommune entwickeln will, ihre Institutionen, auch ihre Einwohnerin-
nen und Einwohner. Sie muss von der Kommunalpolitik und Verwaltungsspitze gewollt und ver-
antwortet werden. Örtliche Teilhabeplanung braucht eine verbindliche Abstimmung und auch 
Zusammenarbeit der Planungsressorts sowie eine ausgewiesene Zuständigkeit und Verantwort-
lichkeit in der Verwaltung. Wesentlicher Bestandteil örtlicher Teilhabeplanung ist die Beteiligung 
der verschiedenen Verbände, Vereine, Selbsthilfeorganisationen und Institutionen in einer Kom-
mune. Bürgerinnen und Bürger können sich an „offenen Foren", Teilhabekonferenzen, Sozial-
raumerkundungen etc. beteiligen. 
Anm.: Es wird ausdrücklich auf das Papier des Deutschen Vereins „ Empfehlungen zur örtlichen 
Teilhabeplanung für ein inklusives Gemeinwesen" vom März 2012 verwiesen, aus diesem ist 
weitgehend zitiert. 

Sozialraumorientierte Teilhabeplanung stellt die Verfügbarkeit von Angeboten sicher und berück-
sichtigt, dass nicht alle Menschen innerhalb der zuständigen Kommune begleitet werden können 
oder wollen. Sozialraumorientierte Teilhabeplanung gestaltet hierfür Schnittstellen zu überregio-
nalen Spezialangeboten und Kompetenzzentren, ggf. in kreisübergreifender, regionaler Koopera-
tion. Dem Wunsch- und Wahlrecht kommt hierbei besondere Bedeutung zu. 

Stadt- und Landkreise, die Standorte von überregionalen Angeboten sind, führen in Kooperation 
mit dem überregional tätigen Leistungserbringer bei Bedarf Hauptbelegerkonferenzen durch. Der 
Impuls dafür kann sowohl von dem Leistungserbringer, vom Standortland- bzw. -stadtkreis als 
auch von den hauptbelegenden Stadt- und Landkreisen ausgehen. 
 
 
5. Sozialraumorientierte Teilhabeplanung braucht Partner wie z.B.  
 

 Vertreter/innen der 
- Verbände der Betroffenen; 
- Heimbeiräte, Werkstatträte, Angehörigenbeiräte; 
- Verbände der freien Wohlfahrtspflege (Liga); 
- Leistungsträger; 
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- Leistungserbringer; 
- Bildungs- und kulturellen Träger, Gesellschaft; 

 kommunale Beauftragte für die Belange von Menschen mit Behinderung; 
 lokale Beiräte für Inklusion (im Quartier) und Unterstützerkreise; 
 Bürgermeister/innen, Ortsbeiräte, Bezirksbeiräte; 
 den Kommunalverband für Jugend und Soziales. 

 
 
6. Sozialraumorientierte Teilhabeplanung braucht ein Bedarfsfeststellungsverfahren1 
 
Als Grundlage für die Leistungsbemessung, die individuelle Hilfeplanung und die Analyse ihrer 
Wirkungen wird ein landesweit einheitliches, transparentes und zeitgemäßes Bedarfsfeststel-
lungsverfahren verbindlich eingeführt. 

 

7. Forderungen und Anreizsysteme 

Wir empfehlen dem Land Baden-Württemberg die Umsetzung folgender Punkte: 

 Sozialraumorientierte Teilhabeplanung wird in allen Stadt- und Landkreisen zu einem 
flächendeckend umzusetzenden Instrument. Sie berücksichtigt bei Bedarf Schnittstel-
len zu Kompetenzzentren und Spezialangeboten; 

 Schaffung kommunaler Sozialberatungen (siehe Punkt 1.), flächendeckend verfügbar 
mit niederschwelligem Zugang; 

 Einführung eines landesweit einheitlichen, transparenten und zeitgemäßen Bedarfs-
feststellungsverfahrens (siehe Punkt 6.); 

 Einrichtung und Finanzierung von Modellprojekten (mit wissenschaftlicher Begleitung) 
zur Erprobung sozialraumorientierter Teilhabeplanung; 

 Förderung des Wohnbaus für bezahlbaren, barrierefreien Wohnraum; 
 Initiative und Durchführung von Wettbewerben für Best Practice Modelle, um Innova-

tionen zu befördern; 
 Der barrierefreie Zugang zu kulturellen Angeboten, Bildungsangeboten und Vereinen 

wird finanziell gefördert und umgesetzt; 
 Die Landesregierung und die Verbände der öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege 

wirken durch Öffentlichkeitsarbeit auf die Sensibilisierung für Diskriminierungsrisiken 
(Kultursensibilität) und die Schaffung eines Solidaritätsbewusstseins in der Bevölke-
rung hin. 
 
 

 

 

                                                
1 Koalitionsvertrag Grüne-SPD, 2011, S. 51: „Die Landesregierung wird auf ein transparentes und zeitgemäßes Bedarfsfeststellungs-
system für die Unterstützungsbedarfe von Menschen mit geistiger, seelischer und körperlicher Behinderung hinwirken. Dieses soll den 
Bedarf individuell und unabhängig von der institutionellen Umsetzung festlegen.“ 
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FÖRDERIMPULSE   
für die Weiterentwicklung der Förderrichtlinien zur Gewährung von Zuwendungen  

zum Ausbau und Erhalt einer zukunftsfähigen Angebotsstruktur  
für Menschen mit Behinderung 

ERGEBNISSE  DER  AG  4 
 

Kurzversion 
 
 
Schwerpunkte: 

Die investive Förderung soll neue Impulse setzen für gemeindeintegrierte und inklusive Wohn- 
und Beschäftigungsangebote und gleichzeitig die fachlich angemessene Grundversorgung si-
cherstellen. Zusätzlich sollen neue Spielräume für Innovation gewonnen werden. Angesichts der 
anstehenden weitreichenden Reform der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderung soll-
te bereits während der Geltungsdauer der neuen Richtlinien eine weitere Phase der Modernisie-
rung der Angebotsstruktur erarbeitet werden. In einer Atmosphäre der gegenseitigen Wertschät-
zung und im Bemühen um einen für alle tragbaren Konsens hat sich die AG 4 auf die folgenden 
Kernaussagen verständigt: 

 
1. Die Schaffung von Individualwohnraum u.a. im ambulant betreuten Wohnen ist eine zentrale 

Säule beim weiteren Ausbau von inklusiven, Autonomie und Selbständigkeit fördernden 
Wohnangeboten für Menschen mit Behinderung. Im Landeswohnungsbauprogramm soll 
daher eine feste Quote für diese Aufgabe reserviert werden. 
 

2. Eine Förderung von innovativen und inklusiven Vorhaben als Pauschalförderung soll als 
neuer Fördertatbestand eingeführt werden. 
 

3. Eine Förderung von Vorhaben soll unter Einbeziehung der örtlichen Teilhabeplanung bei 
Zustimmung des Standortkreises des zu fördernden Objektes und Anhörung der Her-
kunftskreise der künftigen Nutzer erfolgen. 
 

4. Gemeindeintegrierte Wohnungen bzw. Wohnangebote für Menschen mit Behinderung sol-
len bei Neubauten nur in der Regel bis zu einer Größe von maximal 24 Plätzen (amb. und 
stationär zusammen) gefördert werden, wenn im Umkreis von 500 m keine weitere 
Wohneinrichtung für Menschen mit Behinderung bereits vorhanden ist. 
 

5. Die jährlich zu verteilenden Fördermittel sollen nach den folgenden Kategorien aufgeteilt wer-
den:  

 
1. Aufbau von neuen, gemeindeintegrierten Wohn- und Beschäftigungsstrukturen  

(Neubau, Erwerb und Umbau):  
50% der jährlich zur Verfügung stehenden Fördermittel 
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2. Neue, innovative und inklusive Vorhaben:  
30% der jährlich verfügbaren Fördermittel 

3. Erneuerung im Bestand, Modernisierung der Gebäudestruktur, Erfüllung rechtlicher  
Auflagen:  
20% der jährlich verfügbaren Fördermittel  
 

6. Hinsichtlich der Rekommunalisierung der Infrastruktur muss entweder eine Möglichkeit in den 
Förderrichtlinien bei gleichzeitiger Aufstockung der Mittel geschaffen werden oder ein „Kon-
versionsprogramm“ beim Ministerium für ländlichen Raum und Verbraucherschutz verankert 
werden. 
 

7. Umwidmung und Anpassung von bestehenden Zweckbindungen bei den Immobilien an zent-
ralen Standorten sind neben der Beschleunigung und Vereinfachung des Förderverfahrens 
wichtige Voraussetzungen, um zeitnah und flexibel moderne Strukturmaßnahmen umzuset-
zen. 

 

 

Teilnehmer der AG 4 
 

Sprecher der AG Michael Heck, KVJS  
Thilo Rentschler, Mariaberg e.V.  
Andrea Stratmann, Gemeinnützige Werkstätten u. Wohnstätten GmbH 

 Günter Braun, BruderhausDiakonie  
Anne Cless, Sozialministerium   
Hans-Ulrich Dehnicke, Sozialministerium 
Norbert van Eickels, Hagsfelder Werkstätten u. Wohngem. gGmbH 
Michael Futterer, Diakonisches Werk Baden  
Irene Kolb-Specht, Diakonisches Werk Württemberg 
Julia Lindenmaier, KVJS 
Gotthilf Lorch, Sozialforum Tübingen e.V.  
Saskia Möding, Städtetag B-W  
Jutta Pagel-Steidl, LV Menschen m. Körper- u. Mehrfachbehinderung 
Christine Rauscher, Landratsamt Rems-Murr-Kreis 
Anita Reidel, Stadt Mannheim  
Peter Roos, Landratsamt Neckar-Odenwald-Kreis 
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Eckpunkte und Forderungen der AG 4 im Detail 
 
Präambel 
 
Die Investitionsförderung des Landes Baden-Württemberg trägt vor dem Hintergrund der 
UN-Behindertenrechtskonvention zur Gestaltung einer zeitgemäßen, inklusiven, bedarfsge-
rechten und wohnortnahen Infrastruktur für Menschen mit Behinderung in den Stadt- und 
Landkreisen bei und soll künftig die gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinde-
rung zum Ziel haben. Dabei soll die Nutzung der vorhandenen allgemein zugänglichen An-
gebotsstrukturen erleichtert werden. 
 
Die Fördermittel setzen sich bisher aus drei Bestandteilen zusammen: 

 Ausgleichsabgabe, 
 Landesmittel, überwiegend aus dem Kommunalen Investitionsfond und 
 Haushaltsmittel des KVJS. 

Durchschnittlich stehen bislang pro Haushaltsjahr rund 25 Mio. Euro zur Verfügung. Diese 
lösen Gesamtinvestitionen in Höhe von mindestens rund 75 Mio. Euro aus. 
 
Die Investitionsförderung unterstützt die Stadt- und Landkreise in Baden-Württemberg, ihre 
Versorgungsverantwortung wahrnehmen zu können und trägt so zur Steuerung der Ange-
botsstruktur für Menschen mit Behinderung bei. Sie dient außerdem auch der Entlastung der 
Kommunen, denn Investitionskostenzuschüsse aus öffentlichen Mitteln sind bei der Bemes-
sung der von den Kommunen zu tragenden Vergütungen nach dem Zwölften Buch Sozialge-
setzbuch anzurechnen. Sie erleichtert den Leistungserbringern die Investitionsfinanzierung. 
 
Die Geltungsdauer von Förderrichtlinien beträgt maximal sieben Jahre. Die neuen Förder-
richtlinien sollten eine befristete Geltungsdauer von fünf Jahren haben. So können mittelfris-
tig neue Impulse gesetzt werden und ggf. eine Nachsteuerung erfolgen.3  
 
Die neuen Richtlinien sollen schnellstmöglich in Kraft treten, da die alten Richtlinien zum 
31.12.2012 außer Kraft treten. 
 

                                                
3 Ein Vertreter der Gruppe der Betroffenen stimmt dem Aufbau neuer Heimstrukturen generell nicht zu und lehnt deshalb eine 
investive Förderung in diesem Bereich ab. Er tritt dafür ein, dass die Autonomie der betroffenen Personen bei der Auswahl 
gestärkt wird. Er ist jedoch unter Zurückstellung dieser Bedenken bereit, die in diesem Eckpunktepapier ausgearbeiteten Vor-
schläge für eine investive Förderung mitzutragen.   
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Grundsätzliche Zuwendungsvoraussetzungen 
 
Ein Vorhaben kann gefördert werden, wenn es folgende Zuwendungsvoraussetzungen er-
füllt: 

 mindestens die Barrierefreiheit für die Nutzer (in der Regel nach DIN 18040), 
 die Eignung des Standorts, 
 die Übereinstimmung mit der örtlichen Sozial- und Teilhabeplanung des Stadt- oder 

Landkreises,  
 die positive Stellungnahme des Stadt- oder Landkreises (Bedarf, Gesamtkonzeption, 

etc.) 
 ein Beteiligungsmanagement der im Sozialraum des Vorhabens betroffenen Perso-

nen (z. B. zukünftige Nutzer, Nachbarschaft, Vereine, soziale Einrichtungen vor Ort, 
…), 

 eine zukunftsfähige fachliche Konzeption:   
o Für den Bereich Wohnen: ein schlüssiges Gesamtkonzept für die Komplexein-

richtungen sowie die regionalen Großeinrichtungen zur Dezentralisierung;  
o für den Bereich Tagesstruktur: ein schlüssiges Konzept zur Ermöglichung von 

Übergängen und Durchlässigkeit.  
o Der Förderausschuss erarbeitet hierzu einen Kriterienkatalog, der sich an ei-

nem Inklusionsindex orientiert.  
 die Beschränkung auf betriebsnotwendige Investitionen, 
 Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit der Bauausführung (zusätzliche, nicht förderfähige 

Elemente können separat finanziert werden), 
 die Wirtschaftlichkeit der Finanzierung im Hinblick auf die Folgekosten in den Vergü-

tungen. Die Wirtschaftlichkeit einer Maßnahme kann vorausgesetzt werden, wenn bei 
Einhaltung aller Rechtsvorschriften eine Kostenobergrenze pro Platz (Neu-
bau/Umbau) eingehalten wird.  
 
 

Örtliche Teilhabeplanung und integrierte Sozialplanung 
 
Zur Schaffung von wohnortnahen Angebotsstrukturen ist eine Teilhabeplanung der Stadt- 
und Landkreise erforderlich. Diese Teilhabeplanung umfasst alle Menschen mit Behinderung 
in Leistungsträgerschaft des Standortkreises, auch wenn sie außerhalb des Kreises leben. 
Dabei muss eine Einbindung der Einrichtungsträger auch außerhalb des Kreises in die Teil-
habeplanung erfolgen, sofern eine Belegung durch den Kreis mit mehr als fünf Menschen mit 
Behinderung in den Einrichtungen erfolgt. Die Übereinstimmung mit der Teilhabeplanung 
wird mit dem Förderantrag vom Standortkreis dem Sozialministerium und der Förderbehörde 
gegenüber nachgewiesen. Für die Realisierung eines Fördervorhabens müssen die Zustim-
mung des Standortkreises der zu fördernden Einrichtung und die Anhörung des Herkunfts-
kreises der zukünftigen erfolgen, wenn dies mehr als drei 3 Nutzer pro Kreis betrifft. Die För-
derrichtlinien leisten einen Beitrag zum Erhalt der bestehenden Trägervielfalt. 
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Aufteilung der Fördermittel 
 
Fördermittel werden für Einrichtungen und Angebote für Menschen mit geistiger, körperlicher 
und seelischer Behinderung gewährt. 
 
Die Fördermittel teilen sich in folgende Bereiche auf: 
4. Aufbau von neuen, gemeindeintegrierten Wohn- und Beschäftigungsstrukturen (Neubau, 

Erwerb und Umbau):  
50% der jährlich zur Verfügung stehenden Fördermittel  

5. Neue, innovative und inklusive Vorhaben:  
30% der jährlich verfügbaren Fördermittel 

6. Erneuerung im Bestand, Modernisierung der Gebäudestruktur, Erfüllung rechtlicher 
Auflagen:  
20% der jährlich verfügbaren Fördermittel  

Sofern die Fördermittel aus 1. und 3. nicht verbraucht sind, werden sie 2. zugeschlagen.  
 
 
1.1  Förderung von gemeindeintegrierten Wohnangeboten für Menschen mit Behin-

derung  
 
Diese Angebote werden oberhalb einer Bagatellgrenze von 100.000 € der förderfähigen Ge-
samtkosten mit einer Förderquote von 40 % (30% Land/10% KVJS bzw. 40% AA) der zu-
wendungsfähigen Kosten (Zuschuss) gefördert, wenn Sie folgende Kriterien erfüllen: 
 

 Die Bewertung der fachlichen Konzeption soll sich an den noch zu erarbeitenden Krite-
rien des Inklusionsindex orientieren. 

 Bei Neubauten sollen nur noch Vorhaben für in der Regel bis zu 24 Menschen mit Behin-
derung gefördert werden (24 Wohneinheiten unabhängig, ob stationäre oder ambulant – 
gefördert gemäß dieser Richtlinien wird nur stationär). Dabei soll innerhalb eines Radius 
von 500 Metern keine weitere Wohneinrichtung für Menschen mit Behinderung bestehen 
oder errichtet werden. 

 Die Einrichtungsgröße sollte die Zahl von 12 stationären Plätzen pro 1.000 Einwohner 
(gemeindebezogen) nicht übersteigen. Dadurch ist gewährleistet, dass es auch in ländli-
chen Regionen zu keiner extremen Verdichtung von stationären Einrichtungen kommt. 
Sofern aufgrund der örtlichen Gegebenheiten Abweichungen sinnvoll sind, kann von der 
festgelegten Maximalzahl abgewichen werden. 

 Wohn- und Beschäftigungsangebote werden in der Regel nicht in einem Gebäude orga-
nisiert, um eine räumliche und personelle Trennung von einerseits Wohn- und anderer-
seits Arbeits- und Beschäftigungsbereichen zu ermöglichen. Als Maßstab gilt das norma-
le Leben. 

 Bei Dezentralisierungsmaßnahmen muss sich der Einrichtungsträger verpflichten, am 
Zentralstandort (mindestens) die gleiche Anzahl an Plätzen, die neu aufgebaut werden, 
nachweislich zurückzubauen. 
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 Ausstattung, Grundstück und Erschließung sind nicht förderfähig. 
 Die Förderrichtlinien sollen für Einrichtungen für Menschen mit allen Behinderungsarten 

(geistig, körperlich und seelisch) gelten 
 Zuwendungsempfänger sind Einrichtungen in der Trägerschaft der freien Wohlfahrtspfle-

ge, der Kirchen und Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts, anderer gemein-
nütziger Träger, Körperschaften des öffentlichen Rechts sowie kommunaler Gebietskör-
perschaften.  

 
 
1.2  Förderung von integrierten tagesstrukturierenden Angeboten für Menschen mit 
 Behinderung  
 
Werkstätten und andere Angebote der Tagesstrukturierung werden oberhalb einer Bagatell-
grenze von 100.000 € der förderfähigen Gesamtkosten mit einer Förderquote von 30% der 
zuwendungsfähigen Kosten, bei Werkstätten aus Mitteln der Ausgleichsabgabe (Zuschuss) 
gefördert, wenn Sie folgende Kriterien erfüllen: 
 

 Die Bewertung der fachlichen Konzeption soll sich an den noch zu erarbeitenden 
Kriterien des Inklusionsindex orientieren. 

 Bei Werkstätten soll in der Regel die Integration in ein Gewerbegebiet erfolgen. 
 Eine arbeitsmarktnahe Produktion soll Übergänge erleichtern. 
 Konzepte für Übergänge und Durchlässigkeit zwischen den Angeboten zur Ta-

gesstrukturierung der Eingliederungshilfe untereinander und dem (allgemeinen) 
Arbeitsmarkt  

 Anbindung an den ÖPNV 
 Konzepte zur Integration in öffentlich zugängliche Regelangebote vor Ort 
 Bei Dezentralisierungsmaßnahmen muss sich der Einrichtungsträger verpflichten, 

am Zentralstandort (mindestens) die gleiche Anzahl an Plätzen, die neu aufge-
baut werden, nachweislich zurückzubauen. 

 Wohn- und Beschäftigungsangebote werden in der Regel nicht in einem Gebäude 
organisiert, um eine räumliche und personelle Trennung von einerseits Wohn- 
und andererseits Arbeits- und Beschäftigungsbereichen zu ermöglichen. Als 
Maßstab gilt das normale Leben. 

 Zuwendungsempfänger sind Einrichtungen in der Trägerschaft der freien Wohl-
fahrtspflege, der Kirchen und Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts, 
anderer gemeinnütziger Träger, Körperschaften des öffentlichen Rechts sowie 
kommunaler Gebietskörperschaften. 
 
 

2.        Neue, innovative und/oder inklusive Vorhaben 
 
Unter Inklusion versteht die UN-Behindertenrechtskonvention, dass jeder Mensch vollständig 
und gleichberechtigt am gesellschaftlichen Leben teilhaben kann - und zwar immer und un-
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abhängig von seinen individuellen Ressourcen, seiner ethnischen wie sozialen Herkunft, 
seines Geschlechts oder seines Alters. Insofern bezieht sich Inklusion auf alle Menschen. 
 
Deswegen soll ein neuer Fördertatbestand in der Landesförderung geschaffen werden, der 
innovativen und/oder inklusiven Projekten, von denen insbesondere Menschen mit wesentli-
cher Behinderung profitieren, den Zugang zu Fördermitteln ermöglicht. 
 
Innovative Vorhaben können oberhalb einer Bagatellgrenze von 30.000 € förderfähiger Ge-
samtkosten mit einem Zuschuss von bis zu 50% der förderfähigen Kosten bis zu einem ma-
ximalen Betrag von  500.000 € gefördert werden, wenn das Vorhaben folgende Kriterien er-
füllt:  
 

 Förderfähig sind Investitionskosten.  
 Die Zustimmung des Standortkreises und der Standortgemeinde muss vorliegen. 
 Bei inklusiven Angeboten ist der Grundsatz der „Normalität“ zu beachten, d.h. bei den 

Angeboten soll inhaltlich und konzeptionell die Nutzung durch Menschen mit Behin-
derung nicht überwiegen. 

 Fördermittel werden auch ergänzend zu anderen Förderungen gewährt (z.B. Integra-
tionsamt, Aktion Mensch, u.a.). 

 Zuwendungsempfänger sind nicht beschränkt. Jeder kann sich mit einem solchen 
Vorhaben für einen Zuschuss bewerben.  

 Es besteht kein Anspruch auf Förderung. Alle Bewerbungen um einen Zuschuss 
werden vom Förderausschuss beraten, geprüft und ausgewählt.  

 Die Bagatellgrenze liegt bei 30.000 Euro. 
 Die geförderten innovativen Vorhaben werden systematisch hinsichtlich ihrer Wirk-

samkeit evaluiert. 
 
 
3.  Erneuerung im Bestand, Modernisierung der Gebäudestruktur, Erfüllung  
            rechtlicher Auflagen  
 
Modernisierungsmaßnahmen werden oberhalb einer Bagatellgrenze von 100.000 € der för-
derfähigen Gesamtkosten mit einer Förderquote von 30% der zuwendungsfähigen Kosten 
(20% Land/10% KVJS bzw. 30% Ausgleichsabgabe) als Zuschuss maximal bis zu einer Hö-
he von 750.000 € gefördert, wenn Sie folgende Kriterien erfüllen: 
 

 die Einhaltung der  gültigen Rechtsverordnungen 
 die Wirtschaftlichkeit der Maßnahme im Vergleich zu einem Ersatzneubau (i.d.R. 

max. 75 % von Neubaukosten) 
 die Übereinstimmung der Zweckbindung mit der erwarteten Nutzung 

 
Von der Förderung ausgenommen sind: 

 Maßnahmen der energetischen Gebäudesanierung 
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 Denkmalschutz bedingte Mehraufwendungen 
da hierfür andere Förderprogramme zur Verfügung stehen. 
 
 
Weitere Eckpunkte 
 
1.  Landeswohnungsbauförderung 
Die Landeswohnungsbauförderung soll eine angemessene Quote des Fördervolumens für 
die Schaffung von barrierefreiem Wohnraum für Menschen mit Behinderung sowie Men-
schen in besonderen sozialen Schwierigkeiten reservieren. Dies ist eine zentrale Säule beim 
weiteren Ausbau von inklusiven, Autonomie und Selbständigkeit fördernden Wohnangeboten 
für Menschen mit Behinderung.  
 
2.         Regelungen zur Aufhebung bzw. Umwidmung der Zweckbindung 
Nach den bestehenden Förderrichtlinien besteht für Baumaßnahmen eine Zweckbindungs-
frist von 25 Jahren. Sofern Einrichtungen z.B. am Zentralstandort von Komplexeinrichtungen 
gefördert wurden, ist vor Ablauf von 25 Jahren keine Umnutzung für inklusive Angebote 
möglich. Dabei ist eine innovative Nachnutzung zwingend erforderlich und Komplexeinrich-
tungen sowie große regionale Anbieter müssen die Möglichkeit haben, sich inklusiv am Zent-
ralstandort weiterzuentwickeln. Dies betrifft auch die Umnutzung eines stationären Hei-
mes/Außenwohngruppe in ambulant betreutes Wohnen. Aus diesem Grund sollte die beste-
hende Zweckbindung der Investitionsförderung durch geeignete Maßnah-
men/Erlasse/Rechtsverordnungen den neuen Anforderungen Rechnung tragen. 
 
Dies soll mit Inkrafttreten der neuen Förderrichtlinien geregelt werden. Für neue Fördervor-
haben soll die Zweckbindung weiterhin 25 Jahre betragen. 
 
3.  Notwendigkeit eines Erlasses des Sozialministeriums und des Ministeriums für 

Verkehr und Infrastruktur zur Ermöglichung der Umwandlung der Sondergebie-
te im Bereich der Bauleitplanung 

Komplexeinrichtungen sowie große regionale Einrichtungen sind nach dem Flächennut-
zungsplan als Sondergebiete ausgewiesen. Wenn hier zur Umsetzung der Inklusion neue 
Wohnbauflächen entstehen, sollten diese in der Regionalplanung nicht angerechnet werden, 
da ansonsten die Veränderung möglicherweise von den angrenzenden Gemeinden und 
Städten nicht mitgetragen wird, wenn sie dadurch selbst weniger Bauland ausweisen kön-
nen. 
 
4. Notwendigkeit der Öffnung bestehender ordnungsrechtlicher Regelungen 

(Landesheimbauverordnung, Bauordnungsrecht) für Modelle im Bereich des 
ambulanten Wohnens für Menschen mit Behinderung 

Nach der bestehenden (aber auch der zu erwartenden reformierten) Rechtslage im Heim-
recht sind Menschen mit geistiger Behinderung, die ambulant betreut wohnen, quasi ausge-
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nommen. Das baden-württembergische Heimrecht muss das geltende Recht für entspre-
chende Modelle öffnen. 
Nach den derzeitigen Weichenstellungen wird ambulant betreutes Wohnen auch baurecht-
lich restriktiv ausgerichtet und wird Normalität für Menschen mit schwerer und mehrfacher 
Behinderung verhindern. 
Es soll künftig keine baurechtlichen oder planungsrechtlichen Hindernisse bei der Ansiedlung 
von Werkstätten und Wohnstätten geben.  
 
5. Rekommunalisierung der Infrastruktur der Komplexeinrichtungen 
Neben den Impulsen für die Schaffung von dezentralen Angeboten sind auf Landesebene 
die Auswirkungen an den Zentralstandorten zu klären. Dabei muss insbesondere eine Kos-
tenbetrachtung und Nachnutzung der öffentlichen Infrastruktur (Straßen, Gehwege, Winter-
dienst, Wasser, Frischwasser, Friedhof, Feuerwehr u.a.) erfolgen. Die Infrastruktur befindet 
sich in der Regel im Eigentum der Komplexeinrichtungen. Wird die Anzahl der Bewohner 
ohne ausreichende Nachnutzung reduziert, steigen die Kosten exponentiell, so dass langfris-
tig die Rekommunalisierung der Infrastruktur der Komplexeinrichtungen erfolgen muss. 
 
Hier muss entweder eine Möglichkeit in den Förderrichtlinien bei gleichzeitiger Aufstockung 
der Mittel geschaffen werden oder ein „Konversionsprogramm“ beim Ministerium für ländli-
chen Raum und Verbraucherschutz verankert werden. 
 
6.  Sonstige Regelungen 
Das Förderverfahren muss ein schnelles und flexibles Agieren der Leistungserbringer er-
möglichen. Das Instrument des vorzeitigen, förderunschädlichen Maßnahmebeginns soll 
großzügiger gehandhabt werden. 
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BERUFE  IN  DER  BEHINDERTENHILFE  
ERGEBNISSE  DER  AG  5 

 
Kurzversion 
 
 
Die Berufsbilder der Zukunft  
 
Menschen mit und ohne Behinderungen sollen in Baden-Württemberg von Geburt an so zu-
sammenleben, dass niemand benachteiligt oder überfordert wird. Das Leitbild der selbstbe-
stimmten Teilhabe von allen Menschen muss sich darum dort widerspiegeln, wo Kleinkinder, 
Kinder, Jugendliche und Erwachsene ihr Leben verbringen. Dies gilt in besonderer Weise für 
Bereiche, in denen Erziehung und Bildung, Begleitung, Assistenz, Therapie und Pflege ge-
schieht. 
 
Entsprechend differenziert und angemessen muss auch die Ausbildung der Menschen sein, 
die einen Beruf in einem der genannten Bereiche ausüben. Dabei geht es sowohl um zusätz-
liche Spezialkenntnisse für die Berufsbilder in den sog. Regeleinrichtungen als auch um ein 
breites Wissen für diejenigen, die in und für Fachinstitutionen arbeiten. Alle genannten Pro-
fessionen brauchen „Inklusionskompetenz“. Dies gilt auch für die Verwaltungsmitarbeiterin-
nen und -mitarbeiter in den Kommunen und Landratsämtern, dort nämlich werden vielfältige 
und differenzierte Leistungen definiert und finanziert. 
 
Ein modulares Ausbildungssystem soll Differenzierung und Durchlässigkeit sicherstellen, 
pädagogische, pflegerische und therapeutische Ausbildungsberufe und Studiengänge müs-
sen so entwickelt werden, dass Fachwissen und Regelwissen miteinander kombiniert wer-
den und aufeinander aufbauen können. Nach wie vor wird Fach- und Spezialwissen ge-
braucht, gleichwohl soll es keine Ausbildung geben, die die Bedarfe von Menschen mit Be-
hinderungen ausblenden kann. In die entsprechenden Curricula müssen diese Anforderun-
gen aufgenommen werden, damit die Berufsbilder der Zukunft dem Leitbild einer inklusiven 
Gesellschaft entsprechen können. Inklusion stellt insbesondere Mitarbeitende in den ge-
nannten Bereichen vor ganz neue Herausforderungen, die nur dann bewältigt werden kön-
nen, wenn gleichzeitig innerhalb der Aus-, Fort- und Weiterbildung Module zur Persönlich-
keitsentwicklung verankert sind. 
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Teilnehmer der AG 5 
 
Sprecher der AG Rainer Hinzen, Diakonie Stetten e.V.  
 Rüdiger Böhm, Mariaberg e.V.   

Hans-Ulrich Dehnicke, Sozialministerium  
Michael Futterer, Diakonisches Werk Baden 
Hans-Christoph Ketelhut, Beschützende Werkstätten Heilbronn e.V.  
Ute Krögler, LAG Angehörigenvertretungen e.V. 
Dorothea Lampke, BruderhausDiakonie  
Eric Rau, LAG der Werkstatträte B-W 
Werner Thumm, Fortis e.V. 
Heide Trautwein, KVJS 



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 3269

46

 

32 
 

Eckpunkte und Forderungen der AG 5 im Detail 
 
 
Die in der AG 5 erarbeiteten Eckpunkte stellen relevante Aspekte rund um die Themen  
„Personal“ und „Personalentwicklung“ dar: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Erläuterung der Eckpunkte 
 
Personal: 
 
Neue Sichtweisen sind zu erlernen und zu leben: 
 

 Menschen mit Behinderung/psychischer Erkrankung und ihre Angehörigen verstehen 
sich als Experten in eigener Sache. 

 bürgerschaftliches Engagement ergänzt die professionelle Arbeit 
 Veränderungen im Gemeinwesen - orientiert an den Bedarfen von Menschen mit Be-

hinderung - sind notwendig. Neue Formen von Kooperationen und von Netzwerken 
sind notwendig. 

 Behindertenhilfe muss ein selbstverständlicher Bestandteil kommunaler Daseinsfür-
sorge sein. Die hierfür notwendigen Strukturen sind in Abstimmung zwischen allen im 
Gemeinwesen verantwortlichen Akteuren auf- und auszubauen.  

 
Qualifiziertes und motiviertes Personal in den Einrichtungen und Diensten der Behinderten-
hilfe und Sozialpsychiatrie wie auch in den Kommunalverwaltungen ist von zentraler Bedeu-
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tung für die Umsetzung von Inklusion. Dabei ist sowohl die Fortbildung vorhandener (lang-
jähriger) Mitarbeitender im Blick zu behalten als auch die Ausbildung künftiger Mitarbeiten-
der.  
 
Personalentwicklung muss als ständiger Prozess verstanden und umgesetzt werden: 
 

 Für Leitungs- und Führungspersonal sind entsprechende Qualifikationsangebote 
notwendig (Organisation in der Veränderung). Es sind alle Weiterbildungsinstitutionen 
aufgefordert, insbesondere die ‚Führungsakademie Baden-Württemberg‘ könnte ein 
auf Inklusion und Change-Management ausgerichtetes Angebot entwickeln. 

 Für alle Mitarbeitenden muss es im beruflichen Alltag Möglichkeiten geben, sich per-
sönlich mit neuen fachlichen Konzepten auseinanderzusetzen und ihre eigene per-
sönliche Haltung zu reflektieren.  

 
 
Grundausbildung - Ausbildungsmodule: 
 
Inklusion betrifft eine Vielzahl von Professionen, die entsprechend qualifiziert werden müs-
sen (Heilerziehungspflege, Krankenpflege, Altenpflege, Verwaltung, Sozialpädagogik). Die-
ses ist Aufgabe der Fachschulen und der Hochschulen. 
. 

 Auf der Ebene der Fachschul-Ausbildung ist eine breite Grundlagenqualifikation not-
wendig mit ergänzenden Aufbau-Modulen, orientiert an  
o Lebensabschnitten: frühe Kindheit, Kindheit, Jugend, junge Erwachsene, Erwach-

senenalter, Alter und Sterben 
o arbeitsfeldspezifischen Qualifikationen: z.B. Sozialpsychiatrie, Pflege, Inklusion 

 Im Hochschulbereich (Verwaltung, Sozialpädagogik) muss das Thema Inklusion in 
der Ausbildung explizit thematisiert werden, z.B. durch ein ergänzendes Modul. 

 
  
Fort- und Weiterbildung: 
 
Die jetzigen Mitarbeitenden sind in ihrer Ausbildung auf die neuen Herausforderungen nicht 
ausreichend vorbereitet worden.  
 

 Ein adäquates Fortbildungsangebot ist deshalb erforderlich. Insbesondere sind regio-
nale und gemeinsame Veranstaltungen für Betroffene und Mitarbeitende von Leis-
tungsträgern und -erbringern notwendig. 

 Ebenso sind spezielle Qualifizierungsangebote für Mitarbeitende „50+“ und Wieder- 
einsteiger zu entwickeln. 

 
 
Durchlässigkeit und Anerkennung: 
 

 Auf Landesebene sind ressortübergreifend alle Voraussetzungen zu schaffen, damit 
non-formale Qualifikationen auch im Hochschulbereich anerkannt werden (Durchläs-
sigkeit nach dem Europäischen Qualifikationsrahmen/EQR und dem Deutschen Qua-
lifikationsrahmen/DQR herstellen und gewährleisten). 
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 Auch für ausländische Fachkräfte sind die Voraussetzungen für die Anerkennung der 
beruflichen Abschlüsse und darauf aufbauend eine Durchlässigkeit zur Erlangung 
höherer Qualifikationen sicherzustellen. 

 Die Anerkennung des Heilerziehungspflegers als Pflegefachkraft in der Heimperso-
nalverordnung des Landes ist notwendig. 

 Das Land muss auf der Bundesebene darauf hinwirken, den Heilerziehungspfleger im 
SGB XI als Pflegefachkraft anzuerkennen.  

 
 
Finanzen: 
 

 Die Einführung einer Ausbildungsumlage für die Heilerziehungspflege ist anzustre-
ben. 

 Die Finanzierung der Entwicklung und der Erprobung neuer Ausbildungskonzepte, 
siehe oben, ist ressortübergreifend sicher zu stellen. 

 Ein Förderprogramm des Landes für eine breit angelegte Fort- und Weiterbildungsof-
fensive ist notwendig (vergleichbar den Offensiven zum Kinderschutz und zum Orien-
tierungsplan).  

 Die Bundesagentur für Arbeit ist mit entsprechenden Programmen zur Finanzierung 
von Aus- und Weiterbildung der Mitarbeitenden in der Behindertenhilfe und Sozial-
psychiatrie mit heran zu ziehen. Die Förderprogramme der Bundesagentur für Arbeit 
sind diesen Anforderungen anzupassen. 

 
 
Imagekampagne 
 
Es gibt bereits verschiedene gute Imagekampagnen, z.B. vom Bundesverband evangeli-
scher Behindertenhilfe. Es ist notwendig, diese unterschiedlichen Kampagnen zu vernetzen, 
z.B. Sozialministerium, Verbände der Leistungserbringer, Berufsverbände. In die Vernetzung 
sind Betroffene und Medienprofis einzubeziehen. 
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